
12. Beilage im Jahre 1984 zu den Sitzungsberichten
des XXIII. Vorarlberger Landtages

Regierungsvorlage Beilage 12

Gesetz
über das Schischulwesen 

(Schischulgesetz)

Der V orarlberger Landtag hat beschlossen:

1. Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen

§1
Geltungsbereich

(1) Die entgeltliche Erteilung von U nterricht in 
den Fertigkeiten und K enntnissen des alpinen und des 
nordischen Schilaufes ha t nach den Bestim m ungen 
dieses Gesetzes zu erfolgen.

(2) Der entgeltlichen E rteilung von Schiunter­
richt ist das entgeltliche Führen und Begleiten beim 
Schifahren sowie — unabhängig vom  E rhalt einer G e­
genleistung — die regelmäßige Erteilung von Schiun­
terricht an W intersportgäste und das regelmäßige 
Führen und Begleiten von W intersportgästen  beim 
Schifahren gleichgestellt.

(3) Dieses Gesetz gilt nicht für

a) dienstliche T ätigkeiten im Bundesheer und bei 
W achkörpern ,

b) den U nterricht von Schulen und den Schiunterricht 
im Rahm en der Fortb ildung von Lehrern,

c) den Schiunterricht im R ahm en inländischer J u ­
gendorganisationen für ihre M itglieder bis zum 
vollendeten 25. Lebensjahr,

d) den Schiunterricht im R ahm en alpiner Vereine m it 
dem Sitz im Inland und der dem Ö sterreichischen 
Schiverband angeschlossenen Vereine fü r M itglie­
der durch andere M itglieder des Vereines, wenn das 
Entgelt die A uslagen nicht übersteigt,

e) den U nterricht im nordischen Schilauf im Rahm en 
inländischer Vereine, zu deren satzungsm äßigem  
Vereinszweck die körperliche E rtüchtigung der 
M itglieder gehört, für ihre M itglieder durch andere 
M itglieder des Vereines, wenn das Entgelt die A us­
lagen nicht übersteigt,

f) den Schiunterricht im Rahm en der T rainingskurse 
von K adern, die dem V orarlberger oder dem Ö ster­
reichischen Schiverband angehören,

g) Schitouren, soweit sie nicht von Schischulen ge­
führt werden,

h) die Tätigkeit von B ergführern und  Bergsteigerschu­
len im R ahm en der Berechtigung nach § 9 A bs. 4 
des B ergführergesetzes.

(4) D er § 10 A bs. 1 bis 5 und  8, der § 1 1 , der § 12 
A bs. 1 bis 4, der § 12 A bs. 5 hinsichtlich der do rt ge­
nann ten  § § 9  A bs. 1 sowie 10 A bs. 2 und 3 des Bergführer

gesetzes, der § 12 Abs. 6 sowie der § 13 gelten 
auch für die Tätigkeit V orarlberger Schischulen 
außerhalb  des Landesgebietes, soweit das d o rt jeweils 
geltende Recht nicht entgegensteht.

§2
Begriffe

Im  Sinne dieses Gesetzes ist

a) Schischule eine E inrichtung für den entgeltlichen 
U nterrich t in den Fertigkeiten und K enntnissen des 
alpinen und des nordischen Schilaufes,

b) Schilehrer, wer die Lehrberechtigung zur Erteilung 
von U nterrich t im alpinen Schilauf besitzt,

c) D iplom schilehrer, wer die L ehrberechtigung zur 
Erteilung von U nterricht im alpinen Schilauf be­
sitzt und die P rü fung  für D iplom schilehrer abge­
legt hat,

d) Schiführer, wer D iplom schilehrer ist und die P rü ­
fung für Schiführer abgelegt hat,

e) L anglauflehrer, wer die Lehrberechtigung zur E r­
teilung von U nterricht im nordischen Schilauf be­
sitzt.

2. Abschnitt 
Schischulen

1. Unterabschnitt 
Führung von Schischulen

§3
Allgemeines

(1) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes be­
stim m t ist, d a rf  die entgeltliche Erteilung von Schiun­
terrich t nu r im R ahm en von Schischulen erfolgen.

1



12. Beilage im Jahre 1984 des XXIII. Vorarlberger Landtages

(2) Die Bezeichnung „Schischule“ und andere Be­
zeichnungen, die au f die V erm ittlung von Fertigkeiten 
und Kenntnissen des Schilaufes durch  E inrichtungen 
hinweisen, sind den E inrichtungen im Sinne dieses 
A bschnittes Vorbehalten.

(3) W enn dies in einer V ereinbarung festgelegt ist 
oder G egenrecht gew ährt w ird, dürfen  Schischulen 
aus anderen Bundesländern und  an Schischulgebiete 
nach diesem Gesetz angrenzende ausländische Schi­
schulen in V orarlberg im R ahm en eines gelegentlichen 
A usflugsverkehrs Schiunterricht erteilen. Die m it der 
U nterw eisung betrau ten  L ehrkräfte  haben den Leiter 
der fü r das vorgesehene Ü bungsgebiet bestehenden 
Schischule unverzüglich zu verständigen. Das A nw er­
ben und die A ufnahm e von Schülern im Lande sind 
nicht zulässig. Für die m it der U nterw eisung betrau ten  
L ehrkräfte gilt der § 12 A bs. 2 bis 6 sinngem äß.

§4
Bewilligungspflicht, Schischulgebiet

(1) Die Führung einer Schischule b edarf der Be­
willigung der Landesregierung.

(2) In jedem  Schischulgebiet d a rf  nu r eine Schi­
schule geführt werden. Der N am e der Schischule d a rf 
sich lediglich au f den S tandort oder das Schischulge­
biet der Schischule beziehen. E r m uß sich von bereits 
bestehenden deutlich unterscheiden und d a rf  nicht zur 
Täuschung A nlaß geben.

(3) Das Schischulgebiet entspricht dem  G ebiet 
der G em einde des S tandortes der Schischule. W enn es 
wegen besonderer örtlicher V erhältnisse, insbesonde­
re wegen der Lage der Frem denverkehrsbetriebe oder 
wegen des vorhandenen Übungsgebietes zw eckmäßig 
und der besseren B etreuung der G äste in der Schischu­
le dienlich ist, kann die L andesregierung durch Ver­
ordnung

a) aus dem Gebiet einer G em einde m ehrere Schischul­
gebiete oder

b) aus Gebieten m ehrerer G em einden ein Schischulge­
biet bilden.

§5
Erteilung der Bewilligung

(1) Die Bewilligung zur Führung einer Schischule 
nach § 4 Abs. 1 ist au f A ntrag  Personen zu erteilen, 
welche

a) österreichische S taatsbürger sind,

b) das 21. L ebensjahr vollendet haben,

c) D iplom schilehrer sind und  als solche m indestens 
20 W ochen in einer österreichischen Schischule

oder in einer Sportanstalt eines Landes oder des 
Bundes unterrich tet haben,

d) die zur Führung einer Schischule erforderlichen 
Kenntnisse besitzen und

e) sich der Schischule gegenüber zur E inhaltung der 
B etriebsordnung, insbesondere zur E rfü llung der 
finanziellen O bliegenheiten verpflichtet haben.

(2) Die K enntnisse nach A bs. 1 lit. d sind durch 
eine Bestätigung über den erfolgreichen Besuch eines 
vom  Schilehrerverband durchgeführten  Kurses nach­
zuweisen. In diesem Kurs sind die fü r die Führung  ei­
ner Schischule bedeutsam en Kenntnisse au f rechtli­
chem , kaufm ännischem , w irtschaftlichem  und  o rga­
nisatorischem  G ebiet zu verm itteln.

(3) Die Bewilligung zur Führung von Schischu­
len, bei denen dem  U nterrich t im alpinen Schilauf ge­
genüber dem U nterrich t im  nordischen Schilauf nur 
eine untergeordnete B edeutung zukom m t, kann auch 
Personen erteilt w erden, welche ansta tt der V orausset­
zung nach A bs. 1 lit. c L anglauflehrer sind und als sol­
che m indestens 20 W ochen in einer österreichischen 
Schischule, in einer Sportanstalt des Landes oder des 
Bundes oder im  R ahm en einer Tätigkeit nach § 14 u n ­
terrichtet haben.

(4) Bewilligungen zur F ührung derselben Schi­
schule dürfen  nur einer solchen A nzahl von Personen 
erteilt w erden, die der H älfte  der A nzahl der L ehr­
kräfte  entspricht, welche die Schischule w ährend ihrer 
Betriebszeiten ständig zu beschäftigen verm ag.

(5) W enn eine A usw ahl aus m ehreren Bewilli­
gungsw erbern erforderlich  ist, ist die Bewilligung den 
Bewilligungswerbern m it der besseren fachlichen Eig­
nung, bei gleicher fachlicher Eignung denjenigen mit 
einem ständigen W ohnsitz in einer Gem einde, au f de­
ren Gebiet sich das betreffende Schischulgebiet er­
streckt, zu erteilen.

(6) Der A ntrag  au f Bewilligung zur F ührung ei­
ner Schischule ist m it den für die Beurteilung e rfo rder­
lichen U nterlagen bei dieser Schischule einzubringen. 
Der Leiter der Schischule hat den A ntrag  zusam m en 
m it einer Stellungnahm e der Schischule ohne u n n ö ti­
gen A ufschub , spätestens aber sechs W ochen nach 
dessen Einlangen, an die L andesregierung weiterzulei­
ten.

§6
Ende der Bewilligung

(1) D er Inhaber einer Bewilligung zur Führung ei­
ner Schischule kann au f die Bewilligung verzichten. 
D er Verzicht ist der L andesregierung schriftlich m it­
zuteilen.
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(2) Die Bewilligung zur Führung  einer Schischule 
endet, wenn dem Bewilligungsinhaber die Bewilligung 
zur Führung einer anderen Schischule erteilt w ird.

(3) Die Bewilligung zur Führung einer Schischule 
ist zu w iderrufen , wenn

a) sich der Bewilligungsinhaber ohne wichtigen 
G rund ein Jah r lang an der E rfüllung der A ufgaben 
nach § 7 Abs. 2 nicht beteiligt oder nicht in einem 
erheblichen A usm aß, soweit er nicht m it adm ini­
strativen A ufgaben für die Schischule betrau t war, 
an der Schischule Schiunterricht erteilt ha t oder

b) seine Lehrberechtigung nach § 16 endet oder ruh t 
oder

c) er w iederholt grob gegen dieses Gesetz oder gegen 
die B etriebsordnung seiner Schischule verstoßen 
hat.

§7
Vorstand

(1) Die Inhaber einer Bewilligung zur Führung ei­
ner Schischule bilden den V orstand dieser Schischule.

(2) Dem V orstand der Schischule obliegen

a) die Erlassung und Ä nderung der B etriebsordnung 
der Schischule,

b) die Bestellung des Leiters der Schischule,

c) die W ahl des A usschusses nach § 9 A bs. 2,

d) die Stellung von A nträgen und die A bgabe von Stel­
lungnahm en nach diesem Gesetz sowie

e) die B eratung des Schischulleiters in wichtigen A n ­
gelegenheiten.

§8

Leiter der Schischule

(1) Die M itglieder des V orstandes der Schischule 
haben aus ihrer M itte m it einer M ehrheit von zwei 
D ritteln au f die D auer von höchstens fü n f Jah ren  den 
Leiter der Schischule zu bestellen.

(2) W enn nur eine Person eine Bewilligung zur 
Führung der Schischule innehat, ist sie der Leiter die­
ser Schischule. Die Bestim m ungen dieses Gesetzes 
über den V orstand der Schischule sowie der Abs. 6 gel­
ten für sie sinngemäß.

(3) Der Leiter der Schischule m uß Schiführer 
oder Bergführer (§ 3 des B ergführergesetzes) sein. 
Diese V oraussetzung entfällt, wenn an der Schischule 
ausschließlich U nterricht im nordischen Schilauf er­
teilt w ird.

(4) K om m t eine Bestellung des Leiters nach Abs. 
1 bis zum 1. Juni eines Jahres nicht zustande, hat die

L andesregierung von den B ewerbern, welche die V or­
aussetzungen erfüllen, denjenigen zum  Leiter zu be­
stellen, der aufgrund  der g rößten  einschlägigen E rfah ­
rungen und  Fertigkeiten am  besten geeignet erscheint. 
D abei sind un ter B edachtnahm e au f die örtlichen G e­
gebenheiten insbesondere O rganisationsfähigkeiten, 
Sprachkenntnisse, kaufm ännische und w irtschaftli­
che K enntnisse, die Eignung zur M enschenführung 
sowie schiläuferisches und schim ethodisches B erufs­
wissen und B erufskönnen zu berücksichtigen. Die Be­
stellung durch die L andesregierung hat jeweils au f die 
D auer eines Jahres zu erfolgen.

(5) Der Leiter der Schischule hat

a) die Schischule nach außen zu vertreten,

b) dafü r zu sorgen, daß die Schischule entsprechend 
den Bestim m ungen der §§ 10 bis 13 und  entspre­
chend der B etriebsordnung der Schischule betrie­
ben wird.

c) die erforderliche A nzahl von L ehrkräften  einzu­
stellen,

d) dafü r zu sorgen, daß sich die L ehrkräfte  zur E rfü l­
lung der A ufgaben nach § 10 A bs. 1 im R ahm en der 
M öglichkeiten der Schischule fortb ilden,

e) die H aftpflichtversicherung nach § 13 abzu­
schließen,

f) jeweils binnen einer W oche der Landesregierung 
und  dem Schilehrerverband die A ufnahm e und Be­
endigung des Schischulbetriebes sam t allfälligen 
Ä nderungen im B estand der L ehrkräfte  m itzutei­
len,

g) der L andesregierung das Z u treffen  von U m ständen 
nach den §§6 A bs. 3 lit. a und c sowie 27 Abs. 3 m it­
zuteilen.

(6) Die Bestellung zum  Leiter einer Schischule ist 
von der Landesregierung zu w iderrufen , wenn

a) die Bewilligung des Leiters zur F ührung der Schi­
schule endet (§ 6) oder

b) der Leiter m ehrfach seinen Pflichten  nicht nachge­
kom m en ist und dadurch im  Betrieb der Schischule 
M ängel aufgetreten sind, durch welche Interessen 
der Sicherheit oder des Frem denverkehrs gefährdet 
w urden.

§9
Betriebsordnung, Aufsicht

(1) Die B etriebsordnung einer Schischule hat ins­
besondere nähere Bestim m ungen zu enthalten  über:

a) die G eschäftsführung des V orstandes, des Leiters 
und allenfalls des Ausschusses sowie die E inberu­
fung, Beschlußfähigkeit und B eschlußfassung des 
V orstandes und des A usschusses,

b) den Betrieb der Schischule, insbesondere über die 
E instellung und Beschäftigung der L ehrkräfte , die
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G ruppeneinteilung, die Kurszeiten und die A bfolge 
der Lehrveranstaltungen und

c) die finanzielle G ebarung der Schischule, insbeson­
dere über den finanziellen A usgleich m it ein- und 
austretenden M itgliedern des V orstandes.

(2) W enn dem  V orstand der Schischule m ehr als 
zehn Personen angehören, kann in der B etriebsord­
nung bestim m t w erden, daß vom  V orstand aus seiner 
M itte ein A usschuß m it m indestens fü n f M itgliedern 
zu wählen ist. Dem A usschuß können vom  V orstand 
und vom  Leiter der Schischule A ufgaben m it A usnah­
me solcher nach § 7 Abs. 2 lit. a bis c und § 8 A bs. 5 lit.
a , b und g übertragen werden.

(3) Die B etriebsordnung jeder Schischule bedarf 
der G enehm igung der Landesregierung. Die G eneh­
m igung ist zu erteilen, wenn die B etriebsordnung den 
Bestimm ungen dieses Gesetzes en tspricht sowie einen 
ordnungsgem äßen Betrieb der Schischule und die 
G leichberechtigung der M itglieder des V orstandes, 
insbesondere bei der B etrauung m it der Erteilung von 
Schiunterricht sicherstellt.

(4) W enn der V orstand, der Leiter oder der A us­
schuß der Schischule bei der F ührung oder beim Be­
trieb der Schischule w iederholt g rob gegen dieses Ge­
setz oder gegen die B etriebsordnung der Schischule 
verstößt und die M ängel tro tz  A uffo rderung  der L an­
desregierung nicht abgestellt w erden, kann die L an­
desregierung den weiteren Betrieb der Schischule u n ­
tersagen.

2. Unterabschnitt 
Betrieb der Schischule

§10
Allgemeines

(1) Die Schischule ist so zu betreiben, daß die F er­
tigkeiten und K enntnisse des Schilaufes den Schülern 
bestmöglich verm ittelt und die Interessen des Schi­
sportes sowie des Frem denverkehrs gefördert werden.

(2) Der Betrieb der Schischule d a rf  erst nach G e­
nehm igung der B etriebsordnung der Schischule und 
nach ordnungsgem äßer Bestellung des Leiters aufge­
nom m en werden.

(3) Der Schiunterricht ist hinsichtlich Inhalt und 
M ethode nach den vom  V orarlberger Schilehrerver­
band anerkannten  Regeln des Schilehrerwesens zu er­
teilen. Die Schüler sind auch über richtiges V erhalten 
im Schigelände und im  erforderlichen U m fang über 
alpine G efahren aufzuklären .

(4) Die Einteilung der S chü ler in G ruppen hat 
nach ihrem  schiläuferischen K önnen zu erfolgen. Eine 
G ruppe d a rf  nur bei Vorliegen besonderer G ründe 
kurzfristig  m ehr als zw ölf Personen um fassen.

(5) Bei der A usw ahl des Schigeländes sind die In ­
teressen der Sicherheit zu w ahren. D abei sind insbe­

sondere die Schnee- und  W etterverhältnisse, die A us­
bildung und die E rfahrung  der L ehrkräfte  sowie das 
schiläuferische K önnen der Schüler zu berücksichti­
gen.

(6) Soweit kein besonderes E invernehm en zwi­
schen einzelnen Schischulen besteht, ha t der Schiun­
terrich t grundsätzlich im eigenen Schischulgebiet zu 
erfolgen. W enn es wegen besonderer örtlicher V er­
hältnisse, insbesondere wegen des vorhandenen 
Übungsgebietes zweckmäßig ist, kann die L andesre­
gierung au f A ntrag  einer Schischule unter B edacht­
nahm e au f die Interessen des Frem denverkehrs und 
au f einen geordneten Schischulbetrieb bestim m en, 
daß in einem Schischulgebiet auch von benachbarten  
Schischulen U nterricht erteilt werden darf. D as A n­
w erben und  die A ufnahm e von Schülern im  frem den 
Schischulgebiet sind nicht zulässig.

(7) Das Schischulgebiet einer anderen  Schischule 
d a rf  im  R ahm en des gelegentlichen A usflugsverkehrs 
aufgesucht w erden. Beim A ufsuchen des frem den 
Schischulgebietes d a rf  der Betrieb der dortigen Schi­
schule nicht beein trächtig t w erden. Das A nw erben 
und die A ufnahm e von Schülern im frem den Schi­
schulgebiet sind nicht zulässig.

(8) Die Schischule d a rf  auch Schitouren führen, 
die keinen alpinen Schw ierigkeitsgrad aufw eisen und 
höchstens einen Tag dauern . Bei der Führung von 
Schitouren gilt die B eschränkung au f das eigene Schi­
schulgebiet nicht. Die Befugnis zur Führung von Schi­
tou ren  gilt nicht für Schischulen, deren Leiter die V or­
aussetzung nach § 8 Abs. 3 erster Satz nicht erfüllt.

§11
Lehrkräfte

(1) Als L ehrkräfte  in einer Schischule dürfen  für 
den U nterrich t im alpinen Schilauf nur D iplom schi­
lehrer und  Schilehrer, für den U nterricht im no rd i­
schen Schilauf nu r L anglauflehrer verwendet werden. 
Soweit L anglauflehrer n icht zur V erfügung stehen, 
dürfen  auch D iplom schilehrer und Schilehrer U n ter­
richt im nordischen Schilauf erteilen. Die F ührung 
von Schitouren h a t durch Schiführer oder B ergführer 
zu erfolgen.

(2) Soweit eine ausreichende A nzahl von D iplom ­
schilehrern zur V erfügung steht, d a rf  die A nzahl der 
Schilehrer an  einer Schischule die A nzahl der D iplom ­
schilehrer nicht übersteigen.

(3) Z ur U nterw eisung von Schülern au f Schi­
pisten und  Schirouten sowie a u f Loipen dürfen  auch

a) Personen, die sich au f die Schilehrer- oder L ang­
lauflehrerprüfung  vorbereiten, fü r die D auer von 
insgesam t höchstens zwei Saisonen und

b) sonstige Personen, soweit die im A bs. 1 genannten 
L ehrkräfte  nicht in ausreichender A nzahl zur Ver-
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fügung stehen, fü r kurze Zeiträum e verw endet wer­
den (H ilfskräfte).

(4) Die H ilfskräfte nach A bs. 3 müssen

a) das 16. Lebensjahr vollendet haben,

b) verläßlich sowie körperlich und geistig geeignet sein 
und

c) die erforderlichen Kenntnisse im Schiunterricht 
hinsichtlich Inhalt und M ethode, in der Leistung 
Erster H ilfe, im V ermeiden alpiner G efahren sowie 
im richtigen V erhalten au f Schipisten und Schirou­
ten bzw. Loipen besitzen. Die Kenntnisse sind 
durch eine Bestätigung über den erfolgreichen Be­
such eines vom  Schilehrerverband durchgeführten  
Kurses, der nicht länger als vier Jahre zurückliegt, 
nachzuweisen. Der § 25 gilt sinngem äß.

§12
Pflichten der Lehrkräfte

(1) Die L ehrkräfte  haben bei der A usübung ihrer 
U nterrichtstätigkeit die Bestim m ungen des § 10 und 
die B etriebsordnung der Schischule zu beachten. Den 
Anweisungen des Schischulleiters haben sie Folge zu 
leisten.

(2) Die L ehrkräfte  haben für die Sicherheit der 
Schüler zu sorgen und au f deren Leistungsfähigkeit 
Rücksicht zu nehm en. Sie haben insbesondere Sperren 
von A bfahrten  und sonstige A nordnungen , die der Si­
cherheit der Schiläufer dienen, zu beachten.

(3) Die L ehrkräfte  sind zur H ilfeleistung bei U n­
fällen verpflichtet, die in einem Z usam m enhang mit 
dem Schischulbetrieb stehen. Sie haben M aterial für 
Erste H ilfe m itzuführen.

(4) Die L ehrkräfte haben der Z erstörung von 
M arkierungen und E infriedungen, der Beschädigung 
von Jungw uchs, dem  H etzen von W ild, der Erregung 
störenden Lärm s, dem W egwerfen von A bfällen und 
anderem  U nrecht oder U nfug entgegenzutreten.

(5) Bei der Führung von Schitouren gelten die §§ 9 
A bs. 1, 10 Abs. 2 und 3 und 11 A bs. 3 und 4 des Bergführer

gesetzes sinngem äß.

(6) Die L ehrkräfte  müssen bei A usübung ihres Be­
rufes als L ehrkräfte  der jeweiligen Schischule für an ­
dere Personen deutlich erkennbar sein.

§13
Versicherungspflicht

(1) Die Schischule hat ihre L ehrkräfte  gegen 
H aftpflich t zu versichern.

(2) Die Landesregierung hat unter B edachtnahm e 
au f die Berufsgefahren der L ehrkräfte  durch V erord­
nung die M indestversicherungssum m e zu bestim m en.

(3) Die E inhaltung der V ersicherungspflicht ist 
vom  Schilehrerverband zu überw achen.

3. Abschnitt 
Unterricht außerhalb von Schischulen

§14
Nordischer Schilauf

(1) Die L anglauflehrer dürfen  außerhalb  von 
Schischulen U nterricht im nordischen Schilauf ertei­
len, wenn das Ü bungsgebiet nicht zum  Schischulge­
biet einer Schischule gehört, an welcher der nordische 
Schilauf von Langlauflehrern  un terrich tet w ird.

(2) Die L anglauflehrer haben eine Tätigkeit im 
Sinne des A bs. 1 vor deren A ufnahm e der Bezirks­
haup tm annschaft anzuzeigen.

(3) Die L anglauflehrer haben bei ihrer U n ter­
richtstätigkeit das Langlauflehrerabzeichen sichtbar 
zu tragen. Die Bestim m ungen des § 10 A bs. 1 und 3 bis 
5 so wie des § 12 A bs. 2 bis 4 gelten sinngem äß.

§15
Geschlossene Gruppen

(1) Die Erteilung von Schiunterricht im Rahm en

a) des U nterrichtes ausländischer Schulen durch 
L ehrk räfte , die ständig M itglieder des Lehrkörpers 
der betreffenden Schule sind,

b) ausländischer Jugendorganisationen, wenn der 
Schiunterricht nu r für M itglieder bis zum  vollende­
ten 25. L ebensjahr erfolgt und  das E ntgelt fü r den 
U nterrich t die A uslagen nicht übersteigt,

c) von V ereinen, zu deren satzungsm äßigem  Vereins­
zweck die körperliche E rtüchtigung der M itglieder 
gehört, wenn der Schiunterricht nur fü r M itglieder 
und  durch eigene L ehrkräfte  erfolgt,

ist m it Bewilligung des B ürgerm eisters der G emeinde 
zulässig, in deren G ebiet das vorgesehene Ü bungsge­
biet liegt. Soweit das vorgesehene Ü bungsgebiet in ei­
nem Schischulgebiet liegt, das die Gebiete m ehrerer 
G em einden berührt, ist für die Erteilung der Bewilli­
gung der Bürgerm eister der G em einde zuständig, in 
deren G ebiet die Schischule dieses Schischulgebietes 
ihren S tandort hat.

(2) Die Landesregierung kann a u f A ntrag  der be­
tro ffenen  Gem einden durch V erordnung einzelne 
Schischulgebiete von der G eltung des A bs. 1 lit. c aus­
nehm en, soweit dies im Interesse des örtlichen F rem ­
denverkehrs gelegen ist.

(3) Die im A bs. 1 genannten L ehrkräfte  dürfen  bei 
A usübung ihrer U nterrichtstätigkeit keine Kleidung
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tragen, die zur Verwechslung m it den L ehrkräften  der 
im vorgesehenen Ü bungsgebiet bestehenden Schi­
schulen A nlaß gibt.

§16
Erteilung der Bewilligung

(1) Das A nsuchen um  die Erteilung einer Bewilli­
gung nach § 15 ist m indestens sechs W ochen vor dem 
Beginn des Kurses einzubringen. Es hat die A ngaben 
zu enthalten , die für die Beurteilung des V orhabens er­
forderlich sind.

(2) Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn

a) die D urchführung des Kurses den planm äßigen Be­
trieb der bestehenden Schischule au f dem  vorhan­
denen Ü bungsgebiet nicht unzum utbar erschwert,

b) die D urchführung des Kurses Interessen des ö rtli­
chen Frem denverkehrs nicht erheblich beein träch­
tigt,

c) g laubhaft gem acht w ird, daß die Sicherheit der zu 
unterweisenden Personen durch eine entsprechen­
de A usbildung und praktische E rfah rung  des ver­
antw ortlichen Leiters und der L ehrk räfte  gew ähr­
leistet ist, und

d) im Falle des § 15 Abs. 1 lit. c die Beschäftigung der 
L ehrkräfte  der im vorgesehenen Ü bungsgebiet be­
stehenden Schischulen w ährend der D auer der be­
absichtigten L ehrveranstaltung sichergestellt ist.

(3) Die Bewilligung kann un ter Bedingungen oder 
A uflagen erteilt w erden, wenn dies zur E rfüllung der 
V oraussetzungen nach A bs. 3 erforderlich  ist. Insbe­
sondere kann erforderlichenfalls eine zeitliche und 
örtliche B eschränkung der Kurse, die V erpflichtung 
von L ehrkräften  der im vorgesehenen Ü bungsgebiet 
bestehenden Schischulen bis zu einem H öchstausm aß 
von 50 v. H . der U nterw eisenden oder die N ichtüber­
schreitung bestim m ter G ruppengrößen vorgeschrie­
ben werden.

(4) Vor der Entscheidung sind die Leiter der im 
vorgesehenen Ü bungsgebiet bestehenden Schischu­
len, im Falle des § 15 Abs. 1 letzter Satz auch die G e­
m einden, au f deren G ebiet sich das vorgesehene 
Ü bungsgelände erstreckt, zu hören.

4. Abschnitt 
Schilehrer, Diplomschilehrer, 
Schiführer und Langlauflehrer

§17
Lehrberechtigung

(1) Die Berechtigung zur Erteilung von U nterricht 
im alpinen bzw. ipi nordischen Schilauf (L ehrberech­

tigung) ist von der B ezirkshauptm annschaft au f A n­
trag  Personen zu erteilen, die

a) österreichische S taatsbürger sind und

b) verläßlich, körperlich und  geistig geeignet sowie 
fachlich befähigt sind.

(2) Die fachliche Befähigung ist fü r die Berechti­
gung zur Erteilung von U nterricht im alpinen Schilauf 
durch die A blegung der Schilehrerprüfung, fü r die Be­
rechtigung zur Erteilung von U nterrich t im nord i­
schen Schilauf durch die A blegung der L anglaufleh­
rerp rü fung  nachzuweisen.

(3) Die L ehrberechtigung kann  auch A usländern  
erteilt w erden, wenn dies im Interesse des Schischul­
wesens oder des Frem denverkehrs gelegen ist und  G e­
genrecht gew ährt w ird. Die Lehrberechtigung für 
A usländer kann  zeitlich und örtlich beschränkt w er­
den.

(4) Die T ätigkeit eines Schilehrers, eines D iplom ­
schilehrers und eines Schiführers d a rf  nu r von Perso ­
nen ausgeübt w erden, welche die Berechtigung zur E r­
teilung von U nterrich t im alpinen Schilauf besitzen. 
D iplom schilehrer m üssen überdies die P rüfung  nach § 
20, Schiführer überdies die P rü fungen  nach den §§ 20 
und 21 abgelegt haben.

(5) Die Tätigkeit eines Langlauflehrers d a rf  nur 
von P ersonen ausgeübt w erden, welche die B erechti­
gung zur Erteilung von U nterrich t im nordischen Schilauf

 besitzen.

§18
Bezeichnung, Abzeichen

(1) Die Inhaber einer Lehrberechtigung dürfen  ih­
rer Befugnis entsprechend die Bezeichnung „Schileh­
re r“ , „D iplom schilehrer“ , „D iplom schilehrer und 
S chiführer“ oder „L anglauflehrer“ führen.

(2) Die Inhaber einer L ehrberechtigung dürfen  ein 
ihrer Befugnis entsprechendes A bzeichen tragen. Das 
A bzeichen ist der B ezirkshauptm annschaft zurückzu­
geben, wenn die Lehrberechtigung endet. W enn die 
Lehrberechtigung ru h t oder wenn der Inhaber der 
Lehrberechtigung w ährend eines K alenderjahres kei­
nen Schiunterricht in V orarlberg erteilt h a t, ist das 
A bzeichen bei der B ezirkshauptm annschaft zu h in te r­
legen. Die Landesregierung hat durch V erordnung n ä ­
here V orschriften über die Form , die A usstattung  und 
das T ragen der A bzeichen zu erlassen.

(3) Das Führen einer Bezeichnung nach Abs. 1 
oder das T ragen eines A bzeichens nach A bs. 2 durch 
U nbefugte ist verboten.

§19
Schilehrerprüfung

(1) D urch die P rü fung  für Schilehrer ist festzustel­
len, ob die K enntnisse und Fertigkeiten des Bewerbers
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für die fachkundige Erteilung von U nterricht im alp i­
nen Schilauf ausreichen.

(2) Die P rüfung  für Schilehrer ist in einen theore­
tischen und in einen praktischen Teil zu gliedern. Sie 
erstreckt sich im  theoretischen Teil insbesondere au f 
die G egenstände B erufskunde, U nterrichtslehre, E r­
ste H ilfe, Bewegungslehre, Schnee- und L aw inenkun­
de, G eländekunde, A usrüstungskunde, F rem dspra­
che sowie N atur- und L andschaftsschutz. Im  p rak ti­
schen Teil erstreckt sich die P rü fung  insbesondere au f 
die G egenstände Schulefahren, G eländefahren, 
Sportlicher Schilauf und Schilauf abseits gesicherter 
A bfahrten .

(3) Zur P rüfung  für Schilehrer sind Personen zuzulas­
sen, die

a) das 17. Lebensjahr vollendet haben und

b) an einer entsprechenden A usbildung nach § 24 teil­
genom m en haben.

§20
Diplomschilehrerprüfung

(1) D urch die P rü fung  für D iplom schilehrer ist 
festzustellen, ob die K enntnisse und Fertigkeiten des 
Bewerbers für die fachkundige Erteilung von U n ter­
richt im alpinen Schilauf in besonderem  M aße gege­
ben sind.

(2) Die P rü fung  ist in einen theoretischen und in 
einen praktischen Teil zu gliedern. Sie erstreckt sich 
im theoretischen Teil insbesondere au f die G egenstän­
de B erufskunde, U nterrichtslehre, K örperlehre und 
Erste H ilfe, Bewegungslehre, A lpinkunde, Schnee- 
und Law inenkunde, G eländekunde, K artenkunde 
und O rientierung, A usrüstungskunde und Frem d­
sprachen. Im  praktischen Teil erstreckt sich die P rü ­
fung insbesondere au f die G egenstände Schulefahren, 
G eländefahren, Sportlicher Schilauf und Schilauf ab ­
seits gesicherter A bfahrten  sowie B ergrettungsübun­
gen.

(3) Z ur P rü fung  für D iplom schilehrer sind Perso ­
nen zuzulassen, die

a) das 18. L ebensjahr vollendet haben und mindestens 
drei M onate als Schilehrer in einer österreichischen 
Schischule Schiunterricht erteilt haben sowie

b) an einer entsprechenden A usbildung nach § 24 teil­
genom m en haben.

§21
Schiführerprüfung

(1) D urch die P rü fung  für Schiführer ist festzu­
stellen, ob die Kenntnisse und Fertigkeiten des Bewer­
bers für die fachkundige Führung von Schitouren aus­
reichen.

(2) Die P rü fung  für Schiführer ist in einen theore­
tischen und  in einen praktischen Teil zu gliedern. Sie 
erstreckt sich im theoretischen Teil insbesondere au f 
die G egenstände B erufskunde, T ourenführung  und 
T ourenplanung , Schnee- und Law inenkunde, A lpin- 
und G letscherkunde, W etterkunde, A lpine G efahren, 
K artenkunde und  O rientierung. Im  praktischen Teil 
erstreckt sich die P rü fung  insbesondere au f T ouren­
Schilauf, Schibergsteigen, praktische Ü bungen in 
Schnee- und Law inenkunde, O rientierungsfahrten  
und  Bergungsübungen im G letscher- und Gebirgsge- 
lände.

(3) Z ur P rü fung  für Schiführer sind Personen zu­
zulassen, die

a) das 18. L ebensjahr vollendet haben und m indestens 
drei M onate als Schilehrer in einer österreichischen 
Schischule Schiunterricht erteilt haben sowie

b) an einer entsprechenden A usbildung nach § 24 teil­
genom m en haben.

§22
Langlauflehrerprüfung

(1) D urch die P rü fung  für L anglauflehrer ist fest­
zustellen, ob die Kenntnisse und Fertigkeiten des Be­
w erbers fü r die fachkundige Erteilung von U nterricht 
im nordischen Schilauf ausreichen.

(2) Die L anglauflehrerprüfung ist in einen p rak ti­
schen und  in einen theoretischen Teil zu gliedern. Sie 
erstreckt sich im theoretischen Teil insbesondere au f 
die G egenstände B erufskunde, U nterrichtslehre, E r­
ste H ilfe, Bewegungslehre, Schnee-und L aw inenkun­
de, K artenkunde und O rientierung, A usrüstungskun­
de, Frem dsprache sowie N atur- und L andschaft­
schutz. Im  praktischen Teil erstreckt sich die P rüfung  
insbesondere au f die G egenstände L anglauf au f Loipe 
und  in freiem  Gelände sowie Schiw andern.

(3) Z ur P rü fung  für L anglauflehrer sind Personen 
zuzulassen, die

a) das 17. L ebensjahr vollendet haben und

b) an einer entsprechenden A usbildung nach § 24 teil­
genom m en haben.

§23
Gemeinsame Bestimmungen für die Prüfungen

(1) Die P rüfungen  sind vor einer P rü fungskom ­
m ission abzulegen. Die Versagung der Zulassung zu 
einer P rü fung  ist vom  V orsitzenden der P rü fungs­
kom m ission m it Bescheid auszusprechen.

(2) Die P rüfungskom m ission besteht aus dem 
V orsitzenden und m indestens drei weiteren M itglie­
dern (Fachprüfer). D er V orsitzende m uß dem Kreis 
der Landesbediensteten angehören. Die erforderliche 
A nzahl von Fachprüfern  ist von der Landesregierung
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nach A nhörung des V orarlberger Schilehrerverbandes 
au f fü n f Jah re  zu bestellen. Als Fachprüfer dürfen  nur 
Personen bestellt w erden, welche die P rü fung  für D i­
plom schilehrer abgelegt haben und eine m indestens 
dreijährige Tätigkeit als L ehrk raft an einer Schischule 
nachweisen können. Bei den P rüfungen  für L anglauf­
lehrer und für Schiführer müssen zwei Fachprüfer 
überdies über besondere Kenntnisse au f dem G ebiet 
des Langlaufes bzw. der T ourenführung  und  der A lpi­
nistik verfügen.

(3) Die Landesregierung hat un ter B edachtnahm e 
au f die w issenschaftlichen E rkenntnisse und  die E n t­
wicklung des Schischulwesens durch V erordnung die 
näheren V orschriften über die P rüfungen  zu erlassen. 
D abei sind insbesondere die Zulassung zu den P rü fu n ­
gen, die A usschreibung der P rüfungen , die G rundsä t­
ze der Leistungsbeurteilung, der P rü fungssto ff und 
die Form  der Prüfungszeugnisse zu regeln. Es kann 
auch vorgesehen w erden, daß die P rüfungen  in Form  
von Teilprüfungen abgelegt werden können.

§24
Ausbildungskurse

(1) Z ur V orbereitung au f die P rüfungen  nach den 
§§ 19 bis 22 sind A usbildungskurse durchzuführen. 
Die Landesregierung hat durch V erordnung die nähe­
ren V orschriften über die A usbildungskurse zu erlas­
sen. Die D auer, der A ufbau , die Leitung und  die 
D urchführung der A usbildung, der L ehrsto ff und die 
Lehrm ethode sind derart zu regeln, daß jedenfalls die 
K enntnisse und Fertigkeiten verm ittelt w erden, wel­
che für die jeweilige P rüfung  erforderlich  sind.

(2) Die D urchführung der A usbildungskurse 
obliegt dem  Schilehrerverband.

(3) Zu den A usbildungskursen dürfen  nur P erso ­
nen zugelassen werden, deren Fertigkeiten im Schifah­
ren, im Langlaufen bzw. im Schibergsteigen einen er­
folgreichen Besuch des jeweiligen A usbildungskurses 
erw arten lassen. Die Fertigkeiten sind dem  Schilehrer­
verband in einer Z ulassungsprüfung nachzuweisen. 
Die Versagung der Zulassung ist m it Bescheid auszu­
sprechen.

§25
Anerkennung von Prüfungen und Ausbildungen

(1) Die Landesregierung kann un ter B edachtnah­
me au f die G leichwertigkeit durch V erordnung be­
stim m en, inwieweit die A usbildung und die P rüfung  
nach dem  B ergführergesetz, nach dem Bundesgesetz 
über Schulen zur A usbildung von Leibeserziehern und 
Sportlehrern sowie nach den V orschriften anderer 
Bundesländer A usbildungskurse und P rü fungen  nach

diesem A bschnitt ersetzen. Bei der A nerkennung von 
P rü fungen  m uß gew ährleistet sein, daß V ertreter der 
Landesregierung und des V orarlberger Schilehrerver­
bandes diesen beiw ohnen können.

(2) Die Landesregierung kann durch V erordnung 
bestim m en, daß P rüfungen  und A usbildungskurse 
nach diesem A bschnitt nicht durchgeführt werden 
m üssen, solange sie durch P rü fungen  und A usbildun­
gen nach A bs. 1 ersetzt werden können.

(3) Die Landesregierung kann im Einzelfall P rü ­
fungen anderer B undesländer und  ausländischer S taa­
ten als P rü fungen  im Sinne dieses A bschnitts anerken­
nen, wenn die Gleichw ertigkeit gew ährleistet ist.

(4) Die Landesregierung kann Personen, bei de­
nen aufgrund  ihres Bildungsganges oder ihrer bisheri­
gen sportlichen Betätigung angenom m en werden 
kann , daß sie bereits über die Kenntnisse oder Fertig­
keiten verfügen, die durch die A usbildungskurse nach 
§ 24 verm ittelt w erden, au f A ntrag  die Teilnahm e an 
solchen A usbildungskursen ganz oder teilweise nach- 
sehen, wenn ihnen die Teilnahm e aus wichtigen G rün ­
den nicht zum utbar ist.

§26
Fortbildungskurse

Die Schilehrer, D iplom schilehrer, Schiführer und 
L anglauflehrer sind verpflichtet, alle vier Jahne an ei­
nem  Fortb ildungskurs teilzunehm en. Ist die T eilnah­
me am  Fortb ildungskurs aus gesundheitlichen, b eru f­
lichen oder sonstigen wichtigen G ründen  nicht m ög­
lich, kann die B ezirkshauptm annschaft die V erpflich­
tung um  ein Jah r aufschieben. Die Teilnahm e an 
einem Fortb ildungskurs ist der B ezirkshauptm ann­
schaft und  der Schischule nachzuw eisen.

(2) Die Fortb ildungskurse müssen geeignet sein, den 
L ehrkräften  den neuesten S tand der für ihre Schiun­
terrichtstätigkeit erforderlichen Fähigkeiten und 
K enntnisse zu verm itteln. D er Schilehrerverband ist 
zur D urchführung  solcher Fortb ildungskurse ver­
pflichtet, soweit nicht gew ährleistet ist, daß die L ehr­
k räfte  andere derartige Fortb ildungskurse besuchen 
können.

(3) Die Teilnahm e an einem Fortb ildungskurs für 
B ergführer nach dem  B ergführergesetz ersetzt die 
T eilnahm e an einem Fortb ildungskurs für Schiführer.

§27
Ende der Lehrberechtigung

(1) D er Inhaber einer Lehrberechtigung nach § 17 
kann diese zurücklegen. Die Zurücklegung ist der Be­
z irkshauptm annschaft schriftlich m itzuteilen.

(2) Die L ehrberechtigung endet am  1. M ai des 
Jahres, in dem  der B erechtigungsinhaber das 66. Le­
bensjahr vollendet. E ine V erlängerung der G ültigkeit 
um  jeweils ein Jah r kann  von der B ezirkshauptm ann­

8



12. Beilage im Jahre 1984 des XXIII. Vorarlberger Landtages

schaft bewilligt werden, wenn die gesundheitliche Eig­
nung und die fachliche B efähigung offenkundig  gege­
ben sind und der Schischule andere L ehrkräfte  nicht in 
ausreichender A nzahl zur V erfügung stehen.

(3) Die Lehrberechtigung ist von der Bezirks­
hauptm annschaft zu w iderrufen, wenn

a) die im § 17 A bs. 1 lit. b angeführte V oraussetzung 
nicht gegeben ist oder

b) der B erechtigungsinhaber w iederholt grob gegen 
dieses Gesetz verstoßen hat.

§28
Ruhen der Lehrberechtigung

W enn ein Berechtigungsinhaber den vorgeschrie- 
benen Fortb ildungskurs nicht besucht ha t, ruh t seine 
Lehrberechtigung bis zum späteren Besuch eines sol­
chen Kurses. Ein Schiführer, der den vorgeschriebe­
nen Fortbildungskurs fü r Schiführer nicht besucht 
hat, d a rf sich bis zum  späteren Besuch eines solchen 
Kurses nicht als Schiführer betätigen.

5. Abschnitt 
Schilehrerverband

§29
Rechtspersönlichkeit, Mitglieder

(1) Der V orarlberger Schilehrerverband ist eine 
K örperschaft öffentlichen Rechts.

(2) Dem Schilehrerverband gehören als orden tli­
che M itglieder die Personen m it einer L ehrberechti­
gung nach § 17 an, die in V orarlberg Schiunterricht er­
teilen. Die ordentliche M itgliedschaft einer P erson en­
det m it dem  Ende ihrer Lehrberechtigung oder m it 
dem A blauf des ersten K alenderjahres, in dem sie kei­
nen Schiunterricht in V orarlberg m ehr erteilt hat.

(3) Personen, deren ordentliche M itgliedschaft 
geendet ha t, sowie H ilfskräfte (§ 11 A bs. 3) können 
au f A ntrag  als freiwillige M itglieder in den Schilehrer­
verband aufgenom m en werden.

(4) Personen, die sich als besondere Förderer des 
V orarlberger Schilehrerverbandes erwiesen haben, 
können au f A ntrag  des V orstandes zu Ehrenm itglie­
dern ernannt werden.

(5) Der Schilehrerverband ist berechtigt, das L an ­
desw appen zu führen.

§30
Aufgaben

(1) Dem Schilehrerverband obliegen im  A uftrag  
und nach den W eisungen der Landesregierung:

a) die Ü berw achung des Betriebes der Schischulen 
und der B erufstätigkeit der L ehrkräfte  sowie

b) die ihm  in den §§ 5 A bs. 2, 11 A bs. 4, 13 A bs. 3, 24 
A bs. 2 und 26 Abs. 2 übertragenen Angelegenhei­
ten.

(2) Dem Schilehrerverband obliegen im eigenen
W irkungsbereich: 1

a) die E rlassung und Ä nderung der Satzung,

b) die Bestim m ung seines Sitzes,

c) die W ahl der O rgane,

d) die A ufnahm e von freiwilligen M itgliedern und die 
E rnennung von Ehrenm itgliedern,

e) die A nstellung von Bediensteten des V erbandes,

f) die Festsetzung der M itgliedsbeiträge fü r M itglie­
der nach § 29 A bs. 2 und 3, wobei au f die dem  Ver­
band  aus der Besorgung seiner A ufgaben erw achse­
nen A uslagen und au f die w irtschaftliche Lei­
stungsfähigkeit der M itglieder Bedacht zu nehm en 
ist,

g) die A nerkennung von Regeln des Schilehrwesens 
hinsichtlich Inhalt und M ethode für die U nter
richtserteilung in den Schischulen,

h) die A bgabe von S tellungnahm en nach den Bestim­
m ungen dieses Gesetzes und die sonstige B eratung 
der B ehörden in Fragen des Schischulwesens und 
der F örderung des Schisportes, insbesondere seiner 
Sicherheit,

i) die Förderung des Schischulwesens und die W ah­
rung des Ansehens des V erbandes,

j) die Förderung des Schisportes im allgemeinen,

k) die M itw irkung bei der H ebung der Sicherheit des 
Schisportes.

§31
Überwachung durch den Schilehrerverband

(1) Der Schilehrerverband ist berechtigt, den Be­
trieb der Schischulen und die B erufstätigkeit der L ehr­
k räfte  zu überw achen. E r ha t Beschwerden zu prüfen 
und a u f die Behebung von M ängeln zu drängen. Bei 
groben V erstößen gegen dieses Gesetz und in sonsti­
gen schwerwiegenden Fällen hat der V erband die L an ­
desregierung und  die B ezirkshauptm annschaft zu u n ­
terrichten .

(2) Die M itglieder des Schilehrerverbandes sind 
verpflichtet, dem  V erband die nötigen A uskünfte  zu 
erteilen.

§ 32 
Organe

(1) O rgane des Schilehrerverbandes sind die V oll­
versam m lung, der A usschuß, der V orstand, der O b­
m ann und die R echnungsprüfer. Die V ollversam m ­
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lung w ählt die anderen O rgane für die D auer von vier 
Jahren.

(2) Die Vollversam m lung besteht aus den o rden t­
lichen M itgliedern des Schilehrerverbandes. Freiwilli­
ge M itglieder und Ehrenm itglieder haben das Recht, 
an den Sitzungen der V ollversam m lung m it beraten­
der Stimm e teilzunehm en.

(3) Der A usschuß besteht aus dem O bm ann und 
weiteren M itgliedern, von denen m indestens die H ä lf­
te von den D iplom schilehrern und  m indestens je  eines 
von den Schilehrern und  den L anglauflehrern zu w äh­
len ist. N ach M öglichkeit soll jede T alschaft des L an ­
des, in der sich Schischulen befinden, m it m indestens 
einem A usschußm itglied vertreten sein.

(4) Der V orstand besteht aus dem O bm ann und 
drei weiteren M itgliedern.

(5) Der O bm ann, die anderen M itglieder des A us­
schusses und des V orstandes sowie die R echnungsprü­
fer können durch schriftliche E rklärung  ihr A m t zu­
rücklegen. In diesen Fällen ist fü r den Rest der Funk- 
tion speriode eine N achw ahl durchzuführen.

§33
Obmann

(1) Dem O bm ann obliegt die Besorgung der A u f­
gaben des übertragenen W irkungsbereiches. Gegen 
Bescheide des O bm annes steht die B erufung an die Be­
zirkshauptm annschaft offen.

(2) Der O bm ann vertritt den Schilehrerverband 
nach außen.

(3) Verletzt der O bm ann bei der Besorgung von 
A ufgaben des übertragenen W irkungsbereiches G e­
setze oder V erordnungen oder befolgt er W eisungen 
nicht, so kann die Landesregierung an Stelle des Schi­
lehrerverbandes die erforderlichen M aßnahm en tre f­
fen sowie den O bm ann vom  A m t entheben.

§34
Satzung

(1) Die Satzung des Schilehrerverbandes hat die 
dem okratische M itw irkung der V erbandsm itglieder 
zu gewährleisten sowie a u f eine gesetzm äßige, m ög­
lichst sparsam e, w irtschaftliche und zw eckmäßige 
Verwaltung Bedacht zu nehm en.

(2) Die Satzung hat insbesondere nähere Bestim ­
m ungen zu enthalten  über:

a) die W ahl, die A ufgaben und die G eschäftsführung 
der O rgane sowie ihre E inberufung, B eschlußfä­
higkeit und Beschlußfassung,

b) die innere O rganisation , wie die E inrichtung einer 
G eschäftsstelle, und

c) die V erwaltung des Vermögens.

(3) In der Satzung kann auch festgelegt werden, 
daß im A usschuß fü r bestim m te A ngelegenheiten, die 
nur die D iplom schilehrer, die Schilehrer oder die 
L anglauflehrer betreffen , neben dem O bm ann nur die 
von den jeweiligen L ehrkräften  gew ählten A us­
schußm itglieder Stim m recht haben.

(4) Beschlüsse über die Erlassung oder Ä nderung 
der Satzung bedürfen  der Z w eidrittelm ehrheit.

§35
Aufsicht

(1) Die L andesregierung üb t die A ufsicht über den 
Schilehrerverband aus. Die A ufsicht erstreckt sich 
d arau f, daß der V erband im  eigenen W irkungsbereich 
nicht gegen Gesetze und V erordnungen verstößt.

(2) Die L andesregierung hat rechtsw idrige Be­
schlüsse von O rganen des Schilehrerverbandes und 
rechtsw idrige W ahlen, wenn die R echtsw idrigkeit das 
W ahlergebnis beeinflußt haben könnte , aufzuheben.

(3) D er G enehm igung der Landesregierung bedür­
fen Beschlüsse über die Erlassung oder die Ä nderung 
der Satzung. Die G enehm igung ist zu versagen, wenn 
der Beschluß gesetzwidrig ist.

(4) W enn es im Interesse der Zw eckm äßigkeit, 
E infachheit und R aschheit gelegen ist, kann  die L an­
desregierung die B ezirkshauptm annschaft, in deren 
V erw altungsbezirk der Schilehrerverband seinen Sitz 
h a t, allgemein oder fallweise m it der D urchführung 
der A ufsicht betrauen und sie auch erm ächtigen, im 
N am en der L andesregierung zu entscheiden.

6. Abschnitt 
Verfahrens-, Straf- und Schlußbestimmungen

§36
Verfahrensbestimmungen

(1) Die L andesregierung und die B ezirkshaupt­
m annschaft haben vor der E rlassung von V ero rdnun­
gen und Bescheiden nach dem  2. und 4. A bschnitt so­
wie nach § 39 A bs. 2 den Schilehrerverband zu hören. 
In den Fällen der §§ 4 A bs. 1 und 3, 8 A bs. 4 ,9  Abs. 3, 
10 A bs. 6 und 39 A bs. 2 sind auch die G em einden der 
Schischulgebiete und in den Fällen der §§ 4 Abs. 1 und 
3 ,6  A bs. 3, 10 A bs. 6 und 39 A bs. 2 auch die berührten  
Schischulen zu hören.

. (2) D er Schilehrerverband kann  rückständige M it­
gliedsbeiträge im Verwaltungswege einbringen.
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§37
Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde

Die A usübung der Rechte zur Stellung eines A n­
trages nach § 15 Abs. 2 sowie zur A bgabe einer Ä uße­
rung nach § 16 A bs. 4 und § 36 A bs. 1 obliegt der G e­
m einde im eigenen W irkungsbereich.

§38
Strafbestimmungen

(1) eine Ü bertretung begeht, wer

a) entgegen den § § 3 Abs .1 ,1 4  A bs. 1 und 15 oder ab ­
weichend von einer Bewilligung nach § 15 Schiun­
terricht erteilt,

b) außerhalb  einer Schischule oder außerhalb  einer 
Tätigkeit nach § 14 Schüler fü r die E rteilung von 
Schiunterricht anw irbt,

c) die Bezeichnung „Schischule“ oder eine andere im §
3 Abs. 2 genannte Bezeichnung entgegen dieser Be­
stim m ung verw endet,

d) im Rahm en des A usflugsverkehrs einer ausw ärti­
gen Schischule nach § 3 Abs. 3, die das Landesge­
biet nicht nur gelegentlich, sondern regelmäßig wie­
derkehrend aufsucht, Schiunterricht erteilt,

e) im Rahm en des gelegentlichen A usflugsverkehrs ei­
ner ausw ärtigen Schischule dem  § 3 Abs. 3 zuw ider­
handelt,

f) eine Schischule ohne Bewilligung nach § 4 Abs. 1 
führt,

g) als Leiter einer Schischule einer V erpflichtung nach 
§ 8 Abs. 5 lit. b, d, f und g sowie § 39 A bs. 8 nicht 
entspricht,

h) in einer Schischule U nterricht erteilt, deren Betrieb 
nach § 9 A bs. 4 untersagt w urde,

i) als L ehrkraft einer Schischule einer V erpflichtung 
nach § 12 nicht entspricht,

j) als Langlauflehrer bei der U nterrichtserteilung 
außerhalb von Schischulen einer V erpflichtung 
nach § 14 Abs. 2 und 3 nicht entspricht,

k) ohne hiezu berechtigt zu sein, sich als Schilehrer, 
D iplom schilehrer, Schiführer oder L anglauflehrer 
betätigt oder ausgibt, eine Bezeichnung nach § 18 
Abs. 1 führt oder ein A bzeichen nach § 18 A bs. 2 
trägt,

1) der V erpflichtung zur Rückgabe oder H interlegung 
des Abzeichens nach § 18 A bs. 2 nicht nachkom m t.

(2) Ü bertretungen gemäß A bs. 1 sind, wenn keine 
gerichtlich strafbare  H andlung vorliegt, von der Be­
zirkshauptm annschaft m it einer G eldstrafe bis zu
30.000 Schilling zu bestrafen.

(3) Der Versuch ist strafbar.

(4) In anderen B undesländern oder in ausländi­
schen S taaten begangene Ü bertretungen gem äß Abs. 1 
w erden gem äß Abs. 2 bestraft, wenn

a) der zum T atbestand  gehörige E rfolg in V orarlberg 
eingetreten ist oder

b) die übertretene V orschrift gem äß § 1 Abs. 4 anzu­
wenden war.

§39
Übergangsbestimmungen

(1) Die nach § 4 A bs. 1 lit. b des Schischulenge­
setzes, L G B l. N r. 7 /1969, erteilten Bewilligungen 
gelten als Bewilligungen zur Führung  einer Schi­
schule nach § 4 A bs. 1.

(2) Als Schischulgebiet einer bestehenden Schi­
schule gilt bis zur Erlassung einer V erordnung nach 
§ 4 A bs. 3 oder einer V erordnung, m it welcher das 
Schischulgebiet au f das G ebiet der G em einde des 
S tandortes eingeschränkt w ird, das G ebiet, das 
zum  Z eitpunkt des Inkrafttre tens dieses Gesetzes 
als solches angesehen w ird. Eine V erordnung im 
Sinne des ersten Satzes ist au f A ntrag  einer b erüh r­
ten Schischule von der Landesregierung zu erlas­
sen.

(3) Das E rfordernis nach § 5 A bs. 1 lit. d sowie 
das E rfordern is einer 20wöchigen U nterrich tstä tig ­
keit als L anglauflehrer nach § 5 A bs. 3 gelten nicht 
fü r Bewilligungen zur F ührung einer Schischule, 
die vor dem  1. M ai 1986 bean trag t werden.

(4) Die Bestellungen von Leitern einer Schi­
schule nach § 5 Abs. 1 und 2 des Schischulengeset­
zes, L G B l. N r. 7/1969, bleiben bis zum jeweils vo r­
gesehen Term in, längstens aber bis zum 1. M ai 1988 
aufrecht.

(5) F ür Schischulen, die im Z eitpunkt des In ­
krafttre tens dieses Gesetzes bereits bestehen, ist 
eine den Bestim m ungen dieses Gesetzes entspre­
chende B etriebsordnung bis spätestens zum  1. Mai 
1986 zur G enehm igung vorzulegen. Die Schischu­
len dürfen  bis zu einer allfälligen Versagung dieser 
G enehm igung weiter betrieben w erden. Bis zur G e­
nehm igung bzw. deren Versagung gilt die nach § 5 
A bs. 1 des Schischulengesetzes, L G B l. N r. 7/1969, 
erlassene B etriebsordnung.

(6) Die nach § 4 Abs. 1 lit. a und b des Schischu­
lengesetzes, LG B l. N r. 7/1969, erteilten Bewilli­
gungen gelten als Berechtigungen für die Erteilung 
von U nterrich t im alpinen Schilauf (§ 17). Die In h a­
ber einer solchen Bewilligung gelten als Schilehrer 
oder als D iplom schilehrer, je  nachdem , ob sie eine 
der P rü fung  nach § 19 oder nach § 20 gleichwertige 
P rü fung  abgelegt haben. Die Schiführer nach § 3 
A bs. 1 des Schischulengesetzes, L G B l. N r. 7/1969, 
gelten als Schiführer nach diesem Gesetz.
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(7) Abweichend vom  § 11 A bs. 3 lit. a  dürfen  bis 
zum 1. M ai 1988 P ersonen, die sich au f die Schilehrer­
oder L anglauflehrerprüfung vorbereiten, au f die 
D auer von insgesam t höchstens vier Saisonen verw en­
det werden.

(8) Das E rfordernis einer Bestätigung nach § 11 
A bs. 4 lit. c gilt erst fü r die Verwendung von H ilfs­
kräften  nach dem  1. M ai 1988. Bis dahin hat sich je ­
weils der Leiter der Schischule vor der A ufnahm e ei­
ner H ilfskraft nachweislich davon zu überzeugen, ob 
sie die nach § 11 A bs. 4 lit. c erforderlichen K enntnisse 
besitzt.

(9) Personen, die vor dem Inkrafttre ten  dieses G e­
setzes bereits L anglaufunterricht au f G rund  einer A n­
zeige nach § 7 des Sportgesetzes, L G B l. N r. 15/1972, 
erteilt haben, dürfen  diese U nterrichtstätigkeit noch 
bis zum  1. M ai 1985 ausüben.

B e r

I. Allgemeines

1. Die ersten Schikurse im L and sind aus dem Jahre 
1905 bekannt. D am als lehrte V iktor Sohm  in Stu­
ben und Zürs einigen begeisterten Sportlern den 
T elem arkbogen, den K ristiania und den S tem m bo­
gen. Später ha t H annes Schneider als erster in 
Ö sterreich eine G ruppenschischule gegründet und 
den U nterricht („A rlberg-Technik“) einheitlich o r­
ganisiert. Von den vielen anderen bekannten Vorarlbergern 

au f dem Gebiete des Schilehrerwesens 
soll schließlich noch O berst Bilgeri erw ähnt w er­
den, der schon im W inter 1893/94 m ilitärische 
Schikurse veranstaltete.

2. Die rasche V erbreitung des Schisportes führte bald 
dazu, daß vor allem aus G ründen der Sicherheit, 
des K onsum enten- und des Berufsschutzes sowie 
des Frem denverkehrs gesetzliche Regelungen des 
Schilehrwesens für erforderlich gehalten w urden. 
A b dem Jahre 1925 behalf m an sich dabei m it der 
A nw endung des provisorischen Gesetzes über den 
P rivatun terrich t, das m it einer kaiserlichen V er­
ordnung aus dem Jahre  1850 kundgem acht w orden 
w ar. In V orarlberg w urde darüber hinaus von der 
Landesregierung verfügt, daß in der südlichen ge­
birgigen H älfte des Landes Schilehrer grundsätz­
lich nur dann Kurse und Führungen durchführen  
durften , wenn sie selbst auch B ergführer waren 
oder sich eines B ergführers als H ilfslehrers bedien­
ten. D am als gab es übrigens auch schon die ersten 
gesam tösterreichischen Schilehrerprüfungen.

Schließlich wurde von der Landesregierung der 
E n twu rf  eines Landesgesetzes über die Förderung 
des Frem denverkehrs im Lande V orarlberg au f

(10) D er V orarlberger Schilehrerverband ist 
R echtsnachfolger des P flichtverbandes der Schilehrer 
im Lande V orarlberg. D er A usschuß, der V orstand 
und  der O bm ann des P flichtverbandes der Schilehrer 
im Lande V orarlberg bleiben bis zum A b lau f ihrer 
nach den bisherigen V orschriften geregelten F unk­
tionsperiode als O rgane des V orarlberger Schilehrer­
verbandes im A m t. Im  übrigen gelten für diese O rgane 
die Bestim m ungen dieses Gesetzes.

§40
Außerkrafttreten

M it dem Inkrafttre ten  dieses Gesetzes tr itt das 
Schischulengesetz, L G B l. N r. 7/1969, außer K raft.

i c h t

dem  G ebiet des Schischulwesens ausgearbeitet und 
dem  B undesgerichtshof zur K lärung der auch vom 
Bund beanspruchten  verfassungsrechtlichen Z u ­
ständigkeit vorgelegt. N ach der höchstgerichtli­
chen Bestätigung der Landeszuständigkeit wurde 
schließlich das V orarlberger Schischulengesetz im 
Jah re  1936 vom  L andtag  beschlossen (L G B l. N r. 
21/1936). Es w ar dies die erste gesetzliche Rege­
lung des Schischulwesens in Ö sterreich. Das Tiroler 

Gesetz über die U nterw eisung im SkIIau f  aus 
dem  Jah re  1933 kannte den B egriff der Schischule 
noch nicht.

Das V orarlberger Schischulengesetz aus dem Jahre 
1936 band  die E rrich tung  und die Führung von 
Schischulen sowie die E rteilung von U nterricht im 
Schilauf an eine behördliche Bewilligung. Die Be­
willigungen durften  nur fü r bestim m te S tandorte 
erteilt w erden. Von A usnahm efällen abgesehen 
du rfte  nach dem Gesetz an einem S tandorte  nur 
eine Schischule bestehen. Die Lehrer einer Schi­
schule, die auch die Berechtigung zur Führung ei­
ner Schischule hatten , bildeten die Leitung der 
Schischule und hatten  vor allem eine B etriebsord­
nung zu erlassen sowie den Leiter der Schischule zu 
bestellen. Alle Bewilligungsinhaber des Landes 
w urden im Pflichtverband der Schilehrer zusam ­
m engefaßt. Diese Bestim m ungen aus dem  Jahre 
1936 gelten im wesentlichen auch heute noch. Das 
Schischulengesetz des Jahres 1936 w urde in den 
Jah ren  1937 und 1968 novelliert und  im  Jah re  1969 
neu kundgem acht (LG B l. N r. 7/1969).

3. Im  Schischulwesen hat es zahlreiche E ntw icklun­
gen gegeben, die auch im Bereich der gesetzlichen 
Regelungen nicht ohne A usw irkungen bleiben 
können:

12



12. Beilage im Jahre 1984 des XXIII. Vorarlberger Landtages

• W ährend es in der W intersaison 1935/1936 etwa 
zehn Schischulen m it ungefähr 50 Schilehrern 
gab, w aren es in der W intersaison 1982/83 43 
Schischulen und insgesam t 1059 L ehrkräfte .

•  N eben diesem quantitativen W achstum  haben 
die Schischulen aber auch gesteigerten A nsp rü ­
chen in qualitativer R ichtung nachzukom m en. 
Dies erfordert eine bessere A usbildung und ein 
erweitertes A ngebot an Leistungen (z. B. n o rd i­
scher Schilauf, Schitourenlauf, T rickSchilauf, 
Schirennlauf, Betreuung in Schikindergärten 
und K inder schischulen).

• Die V orarlberger Schischulen haben schon früh 
durch die sogenannte A rlberg-Schule W eltruf 
erreicht. Z ur Festigung und zum weiteren A us­
bau dieses Rufes b edarf es einer ständigen A n­
passung des Lehrplanes und der L ehrm ethoden 
an neue Gegebenheiten im Schilauf und som it ei­
ner ständigen A us- und W eiterbildung der L ehr­
kräfte.

• Das Berufsbild der Schilehrer schließlich hat sich 
insofern gew andelt, als der Schilehrer nicht nur 
Sportlehrer, sondern auch Freizeitberater der 
W intersportgäste sein soll. F ür den R uf V orarl­
bergs als W intersportland ist die Q ualitä t der in 
der Schischule gebotenen A usbildung von Be­
deutung. Für den einzelnen W in tersportort ge­
hört eine gute Schischule zu den wichtigsten 
Frem denverkehrseinrichtungen.

• Neben der großen Bedeutung für den W inter­
frem denverkehr ist auch der beschäftigungspoli­
tische G esichtspunkt des Schischulwesens her­
auszustreichen. Die Betätigung in den Schischu­
len des Landes stellt eine wichtige N ebenver­
dienstm öglichkeit fü r die einheimische Bevölke­
rung dar, insbesondere fü r die in den landw irt­
schaftlichen Betrieben w ährend des W inters 
nicht vollbeschäftigten A rbeitskräfte.

• Die E rfahrungen  der letzten Jah re  haben den 
G esichtspunkt der Sicherheit im m er stärker in 
den V ordergrund treten  lassen. Einerseits ist die 
Bergwelt zunehm end m it A ufstiegshilfen er­
schlossen w orden und hat sich die Z ahl der Schi­
fahrer vervielfacht. A ndererseits ha t gerade in 
letzter Zeit das Schifahren abseits gesicherter P i­
sten und R outen im m er m ehr A nhänger gefun­
den. Es hat sowohl die G efahr von U nfällen au f 
den P isten als auch von U nglücken im freien 
Schiraum  zugenom m en. Bei der V erbesserung 
der Sicherheit der W intersportausübung wird in 
Z ukunft dem U nterricht der Schischulen erhöh ­
te Bedeutung zukom m en. A uch der einzelne 
Schilehrer wird heute von seinen Schülern als Si­
cherheitsfachm ann im alpinen Bereich und im 
Bereich der Schisportausrüstung angesehen.

• Aus den oben angeführten  G ründen einer zuneh­
m enden Erschließung der Bergwelt, einer V er­

vielfachung der Z ahl der Schifahrer und eines 
Ausweichens a u f das freie Schigelände haben 
auch G esichtspunkte des N atur- und L and­
schaftsschutzes für das Schilehrerwesen an Be­
deutung gew onnen.

4. Die derzeitige Rechtslage kann in wichtigen Berei­
chen, vor allem au f den G ebieten der A usbildung 
und der P rü fung  der L ehrkräfte , nicht m ehr den 
heutigen A nforderungen  der Praxis gerecht w er­
den.

D arüber hinaus aber en tspricht das w eitgehend aus 
dem  Jahre  1936 stam m ende Gesetz auch nicht 
m ehr den im m er stärker in den V ordergrund getre­
tenen strengen M aßstäben, die nach dem G esetz­
m äßigkeitsgebot der V erfassung an R echtsvor­
schriften angelegt werden müssen. Aus diesen 
G ründen soll ein neues Gesetz über das Schischul­
wesen erlassen werden.

W esentliche Ä nderungen des E ntw urfes gegenüber 
der geltenden Rechtslage sind:

• D er G eltungsbereich des Gesetzes soll au f den 
entgeltlichen Schiunterricht eingeschränkt w er­
den.

• A uch der nordische Schilauf soll erfaß t werden. 
Als neue L ehrk raft soll es den L anglauflehrer 
geben.

• D er Begriff des Schischulgebietes, in dem nur 
eine Schischule geführt w erden darf, soll einge­
führt werden.

• A n die Stelle der Bewilligung zur E rteilung von 
U nterrich t im Schilauf an  P rivate (§ 4 A bs. 1 lit. 
a  des Schischulengesetzes) soll die Lehrberechti­
gung für den U nterricht im alpinen bzw. n o rd i­
schen Schilauf ( § 17 des Entw urfes) treten . Der 
Bewilligung zur E rteilung von U nterricht im 
Schilauf an P rivate m it Berechtigung zur F üh­
rung einer Schischule (§ 4 A bs. 1 lit. b des Schi­
schulengesetzes) entspricht nach dem E ntw urf 
die Bewilligung zur F ührung einer Schischule (§
4 A bs. 1). Die V oraussetzungen fü r die Erteilung 
der genannten Berechtigungen sollen im Sinne 
des G esetzm äßigkeitsgebotes genauer geregelt 
w erden.

• Als neues O rgan größerer Schischulen soll ein 
A usschuß eingerichtet w erden können.

•  Die Befugnisse der einzelnen Schischulen sowie 
die Pflichten  des Leiters und  der einzelnen L ehr­
k räfte  sollen genau um schrieben werden.

• Die Bestim m ungen über die einzelnen L ehrkräf­
te sollen neu gefaßt werden. Insbesondere sollen 
die V orschriften über die A usbildung der L ehr­
k räfte  verbessert und die P flich t zur Teilnahm e 
an Fortb ildungsveranstaltungen eingeführt wer­
den. A uch die H ilfskräfte  sollen den Besuch ei­
nes A usbildungskurses nachweisen m üssen.
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• Die Schischule solle ihre L ehrkräfte  gegen 
H aftpflich t versichern müssen.

• Die Zulässigkeit der E rteilung von Schiunter­
richt im R ahm en geschlossener Gesellschaften 
außerhalb  von Schischulen w ird wesentlich ein­
geschränkt. Für die U nterrichtserteilung im 
Rahm en ausländischer Schulen und Jugendor­
ganisationen sowie im R ahm en von V ereinen, zu 
deren satzungsm äßigem  Vereinszweck auch die 
körperliche E rtüchtigung der M itglieder gehört, 
wird eine Bewilligungspflicht eingeführt. In ein­
zelnen Schischulgebieten soll die A bhaltung von 
Kursen der zuletzt genannten Vereine von vorn ­
herein eingeschränkt werden können.

•  Der „Pflichtverband der Schilehrer im Lande 
V orarlberg“ soll in den „V orarlberger Schileh­
rerverband“ um benannt w erden. Die M itglied­
schaft zum V erband soll erw eitert und die O rga­
nisation des V erbandes im Sinne des Gesetz­
mäßigkeitsgebotes genauer geregelt werden.

5. Die Zuständigkeit des Landesgesetzgebers zur E r­
lassung eines dem vorliegenden E n tw urf entspre­
chenden Gesetzes ist nach A rt. 1 Abs. 2 der L an ­
desverfassung und A rt. 15 A bs. 1 des Bundes-V er­
fassungsgesetzes gegeben, weil keine A ngelegen­
heit vorliegt, die ausdrücklich durch die 
B undesverfassung der G esetzgebung des Bundes 
übertragen ist. Bei der Schischule handelt es sich 
insbesondere nicht um  Schulen im Sinne des A rt. 
14 des Bundes-Verfassungsgesetzes. Sie haben 
näm lich keine pädagogische und  erzieherische 
Zielsetzung, sondern wollen lediglich die Fertigkei­
ten und K enntnisse des Schilaufes verm itteln.

M it dem vorliegenden G esetzentw urf w ird an der 
organisatorischen E inrichtung eines Schilehrerver­
bandes als einer K örperschaft des öffentlichen 
Rechtes festgehalten. Der V erband ist als Selbst­
verw altungskörper eingerichtet. Der Landesge­
setzgeber ist grundsätzlich befugt, im R ahm en sei­
ner Gesetzgebungs- und V ollziehungskom petenz 
Selbstverw altungskörper einzurichten (z. B. Pern- 
thaler, Die verfassungsrechtlichen Schranken der 
Selbstverwaltung in Ö sterreich, V erhandlungen 
des III. Österreichischen Juristentages, Bd. I, 3. 
Teil, Seite 75 f.; R inghofer, V erhandlungen des 
III. Ö sterreichischen Juristentages, Bd. II, 3. Teil,
S. 28 ff.; H olzer, W irtschaftliche und berufliche 
Selbstverwaltung im Spannungsfeld des Lega­
litätsprinzips, in: Evolution des öffentlichen 
Rechts, S. 76 ff.; E rk . des V fG H . Slg. N r. 
2333/1952, 2828/1955, 3151/1955, 4413/1963, 
8215/1977).

6. Der E ntw urf bringt für die staatliche Verwaltung 
insgesam t keinen wesentlichen M ehraufw and. Der 
Kreis der L ehrkräfte, fü r den nach dem E n tw urf 
eine Lehrberechtigung zu erteilen ist, w ird größer 
als der Personenkreis sein, fü r den bisher eine Be­

willigung zur Erteilung von U nterricht im Schilauf 
(§ 4 A bs. 1 lit. a des Schischulengesetzes) zu erteilen 
war. Dagegen entfallen die Bescheinigungen nach §
9 Abs. 1 des geltenden Schischulengesetzes für 
H ilfsschilehrer. Eine gewisse M ehrbelastung wird 
sich lediglich für die B ezirkshauptm annschaften 
ergeben, denen die E rteilung der L ehrberechtigun
gen für die einzelnen L ehrkräfte  als neue A ufgabe 
zukom m t. Die Ü bertragung wichtiger Z uständig­
keiten an den Schilehrerverband wird nach dem 
E n tw urf beibehalten .

7. Der G esetzentw urf ist wie folgt gegliedert:

1. Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen

§ 1 G eltungsbereich
§ 2 Begriffe

2. Abschnitt 
Schischulen

1. Unterabschnitt 
Führung von Schischulen

§ 3 Allgemeines
§ 4 Bewilligungspflicht, Schischulgebiet
§ 5 E rteilung der Bewilligung
§ 6 Ende der Bewilligung
§ 7 V orstand
§ 8 Leiter der Schischule
§ 9 B etriebsordnung, A ufsicht

. 2. Unterabschnitt 
Betrieb der Schischule

§ 10 Allgemeines 
§ 11 L ehrkräfte  
§ 12 Pflichten der L ehrkräfte  
§ 13 V ersicherungspflicht

3. Abschnitt 
Unterricht außerhalb von Schischulen

§ 14 N ordischer Schilauf 
§ 15 Geschlossene G ruppen 
§ 16 E rteilung der Bewilligung

4. Abschnitt 
Schilehrer, Diplomschilehrer

Schiführer und Langlauflehrer

§ 17 L ehrberechtigung 
§ 18 Bezeichnung, Abzeichen 
§ 19 Schilehrerprüfung 
§ 20 D iplom schilehrefprüfung 

< § 21 Schiführerprüfung
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§ 22 L anglauflehrerprüfung 
§ 23 Gemeinsame Bestim m ungen 

für die P rüfungen 
§ 24 A usbildungskurse 
§ 25 A nerkennung von Prüfungen  

und A usbildungen 
§ 26 Fortbildungskurse 
§ 27 Ende der Lehrberechtigung 
§ 28 Ruhen der Lehrberechtigung

5. Abschnitt 
Schilehrerverband

§ 29 R echtspersönlichkeit, M itglieder 
§ 30 A ufgaben
§ 31 Ü berw achung durch den Schilehrerverband 
§ 32 O rgane 
§ 33 O bm ann 
§ 34 Satzung 
§ 35 A ufsicht

6. Abschnitt 
Verfahrens-, Straf- und Schlußbestimmungen

§ 36 V erfahrensbestim m ungen 
§ 37 Eigener W irkungsbereich der Gemeinde 
§ 38 Strafbestim m ungen 
§ 39 Ü bergangsbestim m ungen 
§ 40 A ußerkrafttre ten

II. Zu den einzelnen Bestimmungen:

Zu § 1:

In den Abs. 1 bis 3 wird der sachliche G eltungsbe­
reich des Gesetzes bestim m t.

D er E ntw urf gilt nur fü r die entgeltliche Erteilung 
von Schiunterricht. Es ist aber zu beachten, daß der 
Begriff „E ntgelt“ in einem weiten Sinn zu verstehen 
ist. A uch ein A uslagenersatz sowie freiwillig erbrachte 
Geld- und Sachleistungen stellen ein Entgelt dar. Es ist 
auch unerheblich, ob das E ntgelt direkt oder über ei­
nen D ritten, von diesem oder an diesen gezahlt wird.

Der Begriff des Schilaufens ist um fassend zu ver­
stehen. Insbesondere sind auch besondere Form en wie 
das Trickschifahren oder das F ahren au f sogenannten 
M onoschiern erfaß t.

A ufgrund  von im m er wieder gem achten E rfah ­
rungen ist offensichtlich, daß das Führen und Beglei­
ten beim Schifahren (Abs. 2, erster Fall) zu einem sehr 
wesentlichen Teil au f die Erteilung eines Schiunter­
richtes h inausläuft. D avon abgesehen ist es praktisch  
nicht m öglich, U m gehungen des Gesetzes anders 
wirksam  zu verhindern als durch diese F iktion. K lar­
gestellt sei, daß das Führen und Begleiten im R ahm en 
von Schitouren nicht erfaß t ist (vgl. Abs. 3 lit. g). Das 
Führen und Begleiten bei Schitouren außerhalb  von 
Schischulen (vgl. § 10 A bs. 8 des Entw urfes) ist im 
B ergführergesetz, LG B l. N r. 25/1982, geregelt.

A uch die gesetzliche V erm utung, daß die regel­
m äßige Erteilung von Schiunterricht an W intersport­
gäste jeweils entgeltlich erfolgt (Abs. 2, zweiter Fall), 
ist berechtigt. Die Bestim m ung ist erforderlich, weil 
der Nachweis der E ntgeltlichkeit durch die Behörde 
wegen der besonderen U m stände der U nterrichtsertei­
lung an W intersportgäste häufig  nicht m öglich ist. 
A us dem  Begriff „regelm äßig“ ergibt sich, daß es sich 
um  eine w iederkehrende Tätigkeit handeln m uß. Die 
B eschränkung au f die U nterw eisung von W intersport­
gästen stellt sicher, daß beispielsweise die U nterw ei­
sung der eigenen Fam ilienangehörigen oder einzelner 
V erw andter oder F reunde (vgl. § 2 lit. d des geltenden 
Schischulengesetzes) nicht un ter das Gesetz fällt.

U nter Schulen im Sinne des Abs. 3 lit. b sind jene 
E inrichtungen zu verstehen, die durch die A rtikel 14 
und 14a des Bundes-Verfassungsgesetzes erfaß t w er­
den. Z um  U nterricht gehören auch Schulveranstal
tungen. Der Schiunterricht im R ahm en ausländischer 
Schulen ist im § 15 Abs. 1 lit. a geregelt.

Die A usnahm ebestim m ung des A bs. 3 lit. d soll si­
cherstellen, daß die bew ährten K inderschikurse, die 
von verschiedenen örtlichen Schivereinen w ährend 
der Schulferien abgehalten w erden, weiter durchge­
füh rt w erden können. D er A bs. 3 lit. e soll die W eiter­
führung  von L anglaufkursen  durch bestim m te V er­
eine (z. B. K neippverein) für ihre M itglieder erm ögli­
chen. Es kann davon ausgegangen werden, daß durch 
die A usnahm en der lit. d und e keine wesentliche Kon- 
kurrenzierung der Schischulen erfolgt, weil die jew ei­
ligen Personenkreise in der Regel erst durch das A nge­
bot ihrer Vereine zum  E rlernen des Schisportes ange­
regt werden. Dies w iederum  ist zweifellos auch im ö f­
fentlichen Interesse gelegen.

Die Trennung der Tätigkeitsbereiche von Bergführer
n einerseits und Schischulen andererseits ist an 

und für sich bereits im B ergführergesetz vorgezeich­
net. Es gibt nur kleine Bereiche von Ü berschneidun­
gen (vgl. § 9 Abs. 4 des B ergführergesetzes und § 10 
A bs. 8 des E ntw urfes). Der A bs. 3 lit. g ist im  H inblick 
au f die Regelung des A bs. 2 des Entw urfes erfo rder­
lich. A u f die diesbezüglichen E rläuterungen zum Abs.
2 w ird verwiesen. W er Schitouren außerhalb  von Schi­
schulen (vgl. auch § 1 A bs. 2 lit. c des B ergführergeset­
zes) du rchführen  darf, richtet sich daher ausschließ­
lich nach dem B ergführergesetz. Der A bs. 3 lit. h 
n im m t au f den § 9 A bs. 4 des B ergführergesetzes Be­
dacht, welcher den B ergführer berechtigt, zur V orbe­
reitung einer geplanten B ergtour den zu führenden 
Personen die erforderlichen Fertigkeiten im Bergstei­
gen einschließlich des Schibergsteigens zu verm itteln. 
Die E rläuterungen zur Regierungsvorlage betreffend 
ein B ergführergesetz (Beilage 18/1982 des X X III. 
Landtages) bem erken dazu, daß diese Berechtigung 
des B ergführers nicht in K onkurrenz zu den Schischu­
len die m ethodische U nterw eisung im alpinen Schilauf
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um fasse, w ofür der B ergführer auch nicht ausgebildet 
sei. Vielmehr kom m e nur eine U nterw eisung in den 
Besonderheiten des Schibergsteigens in B etracht, w o­
bei eine B ergfahrt unm itte lbar geplant sein und die 
Teilnehm er bereits entsprechende Fertigkeiten im 
Schifahren haben m üß ten .

Der Abs. 4 erstreckt den räum lichen A nw en­
dungsbereich des Gesetzes teilweise über die G renzen 
des Landes hinaus. Bestimm te G ebote und  V erbote 
sollen auch außerhalb  des Landes gelten, soweit dies 
von der jeweils geltenden frem den R echtsordnung zu­
gelassen wird. Die im A bs. 4 angeführten  B estim m un­
gen regeln die Tätigkeit der Schischulen und ihrer 
L ehrkräfte. Die Bestim m ungen betreffen  im  wesentli­
chen Interessen der Schischulkunden und in weiterer 
Folge auch das A nsehen der V orarlberger Schischu­
len.

Zu §  2:

Es sollen lediglich die Begriffe, die in der Folge in 
verschiedenen Bestim m ungen im m er wieder Vorkom­
m en, kurz um schrieben w erden. Die einzelnen Rechte 
und P flichten der Schischulen bzw. der verschiedenen 
L ehrkräfte  ergeben sich aus den w eiteren B estim m un­
gen des E ntw urfes. Insbesondere sei an  dieser Stelle 
au f den § 11 Abs. 1 zweiter Satz hingewiesen, wonach 
auch die in den lit. b und c genannten Schilehrer U n­
terricht im nordischen Schilauf erteilen dürfen , soweit 
der Schischule L anglauflehrer nicht zur V erfügung 
stehen.

Zum  Begriff der Entgeltlichkeit (lit. a) wird au f 
die diesbezüglichen E rläuterungen zu § 1 A bs. 1 und 2 
verwiesen.

Im  geltenden Schischulengesetz gibt es lediglich 
die Berufsbezeichnungen Schilehrer, Schiführer und 
Hilfsschilehrer.

Zu §  3:

So wie bisher soll den Schischulen allein das Recht 
Vorbehalten sein, entgeltlichen U nterrich t im Schilauf 
zu erteilen. E inschränkungen ergeben sich lediglich 
durch die Bestimm ungen des § 1 Abs. 3 und des 3. A b­
schnittes. A uf die allgemeinen A usführungen des Be­
richtes zu § 4 wird hingewiesen.

U nter des „Schischulen“ nach A bs. 1 und  unter 
den „E inrichtungen im Sinne dieses A bschnittes“ nach 
Abs. 2 sind lediglich die V orarlberger Schischulen zu 
verstehen.

Die G ew ährung von G egenrecht (vgl. Abs. 3) liegt 
vor, wenn V orarlberger Schischulen im anderen B un­
desland bzw. in den Gebieten angrenzender ausländi­
scher Schischulen ebenfalls im R ahm en eines gelegent­
lichen A usflugsverkehrs Schiunterricht erteilen d ü r­
fen (m aterielle G egenseitigkeit). Beispielsweise en t­
hält der § 3 A bs. 2 lit. e und A bs. 3 des Tiroler 
Schischulgesetzes eine entsprechende Regelung, so

daß im V erhältnis m it T irol Gegenseitigkeit vorliegt. 
Als „gelegentlich“ wäre ein A usflugsverkehr jeden­
falls dann nicht m ehr anzusehen, wenn er regelmäßig 
w iederkehrend erfolgte (vgl. auch die S trafbestim ­
m ung des § 38 A bs. 1 lit. d des Entw urfes).

Zu §  4:

In den A nfängen des Schiunterrichtswesens er­
folgte die U nterw eisung noch nicht im R ahm en von 
Schischulen, sondern jeweils durch selbständig tätige 
Schilehrer. D er allgemeine A ufschw ung des Schispor­
tes m achte es aber bald erforderlich, die einzelnen 
Schilehrer in gem einsam en E inrichtungen (Schischu­
len) zusam m enzufassen. So ist beispielsweise in einem 
Schreiben des A lpenvereins an die Landesregierung 
aus dem Jah re  1932 von einer „wilden K onkurrenz“ 
und davon die Rede, daß „die ankom m enden F rem ­
den m anchm al in zudringlicher Weise belästigt w er­
den und ein nächstes M al den O rt m eiden“ . H eute ist 
die E inrichtung der Schischulen aufgrund  ihrer 
großen organisatorischen V orteile unbestritten . In 
V orarlberg blieb aber der ursprüngliche G edanke er­
halten , daß die Selbständigkeit der einzelnen Schileh­
rer im R ahm en der Schischule m öglichst gewah rt blei­
ben solle. Das geltende V orarlberger Schischulgesetz 
geht daher davon aus, daß die Bewilligung zur E rtei­
lung von U nterrich t im Schilauf an Private m it Be­
rechtigung zur F ührung einer Schischule (§ 4 A bs. 1 lit 
b des Schischulengesetzes) bei entsprechendem  B edarf 
an eine M ehrheit von P ersonen, die insbesondere über 
die erforderliche Q ualifikation  verfügen, erteilt w ird. 
Alle Inhaber einer solchen Bewilligung für eine be­
stim m te Schischule bilden die Leitung dieser Schi­
schule, die insbesondere eine B etriebsordnung für die 
Schischule zu erlassen und  den Leiter der Schischule 
zu bestellen hat. Im  G egensatz zu dieser V orarlberger 
Regelung erhält in den anderen  B undesländern jeweils 
nu r eine Person die Bewilligung zum  Betrieb einer 
Schischule, die dann  allein fü r den Betrieb veran t­
w o rtlich  ist.

Diese in V orarlberg bestehende „genossenschaft­
liche“ Lösung soll nach dem  E n tw urf beibehalten w er­
den. Die Bewilligung zur Führung  einer Schischule 
nach § 4 A bs. 1 des Entw urfes entspricht der oben ge­
nannten  Bewilligung nach § 4 A bs. 1 lit. b des gelten­
den Schischulengesetzes, der V orstand der Schischule 
nach § 7 des E ntw urfes entspricht der genannten Lei­
tung nach § 5 A bs. 1 des geltenden Schischulengeset­
zes (vgl. auch die Ü bergangsbestim m ung des § 39 Abs. 
1). Bleiben soll weiters auch die grundsätzliche Schei­
dung der öffentlich-rechtlichen von der privatrech tli­
chen Seite der Schischulorganisation. D er E n tw urf be­
schränkt sich daher au f die im öffentlichen Interesse 
unabdingbaren  Rechtsregeln. Die V erhältnisse der 
einzelnen Schilehrer einer Schischule un tereinander 
sollen ihrer privatrechtlichen G estaltung überlassen 
bleiben. Es soll daher insbesondere nicht bereits im 
G esetz eine eigene R echtsperson der Schischule ge­
schaffen w erden. V ielmehr können die jeweiligen
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Schilehrer einer Schischule wie bisher un tereinander 
beispielsweise eine G esellschaft bürgerlichen Rechts 
bilden. Die Unterschiede des Entw urfes gegenüber der 
geltenden Rechtslage liegen vor allem darin , daß die 
V oraussetzungen für die Bewilligung zur F ührung ei­
ner Schischule im Sinne der A nforderungen  des ver­
fassungsrechtlichen G esetzm äßigkeitsgebotes ge­
nauer geregelt werden und sichergestellt w ird, daß die 
privatrechtliche G estaltung des inneren Verhältnisses 
der Schischule sich im E inklang m it den öffentlich- 
rechtlichen Bestim m ungen des Gesetzes befindet. Vor 
allem sollen die M itglieder des V orstandes, welche ak ­
tive Schilehrer sein müssen (Vgl. § 6 A bs. 3 lit. a  des 
E ntw urfes), m it den P a r tn e r n  des zivilrechtlichen 
Rechtsverhältnisses (z. B. M itglieder der bürgerlich­
rechtlichen Gesellschaft) ident sein. D er oben erw ähn­
te Einklang soll nach dem E n tw urf insbesondere über 
die B etriebsordnung der Schischule (§ 9 A bs. 1 bis 3) 
hergestellt w erden, die in der Praxis wohl auch im In ­
halt des privatrechtlichen V ertrages Berücksichtigung 
finden wird. Diese B etriebsordnung b edarf nach § 9 
Abs. 4 des E ntw urfes der G enehm igung der Landesre­
gierung, die nur erteilt w erden darf, wenn die Be­
triebsordnung den Bestim m ungen des Gesetzes en t­
spricht sowie einen ordnungsgem äßen Betrieb der 
Schischule und die G leichberechtigung der V orstands­
mitglieder sicherstellt.

V oraussetzung für die E rteilung einer Bewilligung 
zur Führung einer neuen Schischule ist nach A bs. 2 
auch, daß sich ihr vorgesehener S tandort nicht im 
Schischulgebiet einer anderen Schischule befindet 
(vgl. § 4 A bs. 6 des geltenden Schischulengesetzes).

In der Regel bildet das G ebiet einer Gem einde, die 
S tandort einer Schischule ist, ein Schischulgebiet. Im 
A bs. 3 zweiter Satz w ird aber der Landesregierung die 
M öglichkeit eingeräum t, von diesem G rundsatz ab ­
weichende Schischulgebiete durch V erordnung festzu­
legen. Diese Bestim m ung erm öglicht es auch, einer 
Ä nderung der m aßgeblichen V erhältnisse durch eine 
Ä nderung bestehender Schischulgebiete Rechnung zu 
tragen. A u f die Ü bergangsbestim m ung des § 39 A bs. 2 
für Schischulgebiete bestehender Schischulen wird 
hingewiesen.

N ach § 36 des Entw urfes sind vor E rlassung einer 
Errichtungsbewilligung nach A bs. 1 und vor E rlas­
sung einer V erordnung nach A bs. 3 zweiter Satz der 
Schilehrerverband, die Gem einden der Schischulge­
biete sowie die berührten  Schischulen anzuhören.

A uf § 10 Abs. 2 des E ntw urfes über die A ufnahm e 
des Betriebes der Schischule w ird hingewiesen.

Zu §5:

A u f die allgemeinen A usführungen zu § 4 des E n t­
wurfes wird verwiesen.

Im  H inblick au f die verantw ortungsvolle A ufga­
be der Führung einer Schischule müssen die im A bs. 2 
vorgesehenen M indestkenntnisse gefordert werden.

Der A bs. 3 soll die Führung  von Schischulen mit 
einem Schw erpunkt im nordischen Schilauf erm ögli­
chen (L anglaufschulen). A u f § 8 A bs. 3 zweiter Satz 
des Entw urfes w ird in diesem Z usam m enhang hinge­
wiesen.

Die Bestim m ung über die M indestzahl der au fzu­
nehm enden Personen (Abs. 4) berücksichtigt den U m ­
stand , daß die Schischule insbesondere aus w irtschaft­
lichen G ründen die M öglichkeit haben m uß, neben 
den höchstqualifizierten L ehrkräften  auch Schilehrer 
und Langlauflehrer einzusetzen. A ußerdem  w ird es 
auch D iplom schilehrer geben, die ihrerseits gar kein 
Interesse an einer M itgliedschaft im V orstand einer 
Schischule haben.

Die H eranziehung des ständigen ordentlichen 
W ohnsitzes als eines subsidären E ntscheidungskrite­
rium s (Abs. 5) ist sachlich gerechtfertigt. Die Schi­
schulen haben von A nfang an eine große beschäfti­
gungspolitische B edeutung für ihren jeweiligen S tand­
o rt gehabt. Sie haben der einheim ischen Bevölkerung 
in G ebieten, in denen es ansonsten nur wenig A rbeits­
plätze gegeben hat, wichtige N ebenverdienstm öglich­
keiten geboten, insbesondere den in der L andw irt­
schaft w ährend des W inters nicht vollbeschäftigten 
A rbeitskräften  des O rtes. Die Schischulen leisten da­
m it einen Beitrag zur E indäm m ung der sogenannten 
L andfluch t. G erade die örtliche L andw irtschaft ist es 
andererseits auch, welche die fü r die A usübung des 
Schisportes erforderlichen G rundflächen zur V erfü­
gung stellt. A ber auch ganz allgemein hat die o rtsan ­
sässige Bevölkerung beim A ufbau  der W in tersport­
m öglichkeiten und der Schischulen besondere V orlei­
stungen erbrach t. Schließlich ist auch zu berücksichti­
gen, daß ein ordnungsgem äßer und au f längere Sicht 
ausgerichteter Schischulbetrieb im Interesse des ö rtli­
chen Frem denverkehrs gelegen ist. M an w ird im allge­
m einen davon ausgehen können, daß m it dem  O rt per­
sönlich verbundene Personen eher auch diese Interes­
sen ihrer örtlichen G em einschaft im Auge haben. Dies 
alles rechtfertig t eine Berücksichtigung der O rtsansäs­
sigkeit, wenn keine anderen sachlichen A bwägungen 
m ehr vorgehen.

A u f die Ü bergangsbestim m ungen des § 39 A bs. 1 
und 3 w ird hingewiesen.

Zu §6:
Der A bs. 2 soll sicherstellen, daß eine Person je ­

weils nur M itglied eines einzigen Schischulvorstandes 
ist.

Dem V orstand sollen nur Personen angehören, 
die sich an der Führung und am  U nterricht der Schi­
schule w ährend ihrer Betriebszeiten tatsächlich betei­
ligen (A bs. 3 lit. a). A u f die allgemeinen A usfüh run ­
gen zum  § 4 w ird hingewiesen.

Zu § 7:
D er V orstand einer Schischule w ird aus allen P e r­

sonen gebildet, die eine Bewilligung zur Führung die­
ser Schischule nach § 4 Abs. 1 haben. Der V orstand
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der Schischule entspricht der Schischulleitung nach 
dem geltenden Schischulgesetz (vgl. auch die Ü ber­
gangsbestim m ung des § 39 A bs. 1 des E ntw urfes). 
Dem V orstand kom m en die grundlegenden A ufgaben 
bei der Führung der Schischule zu.

A u f die M öglichkeit der Ü bertragung von A ufga­
ben an den A usschuß nach § 9 A bs. 2 letzter Satz des 
Entw urfes wird hingewiesen.

Zu §  8:

Die genauere Vorgangs weise bei der Bestellung 
des Leiters sowie die Bestellung eines Stellvertreters 
des Leiters werden in der Satzung der Schischule zu re­
geln sein.

N ach dem A bs. 2 obliegen einer Person, welche 
die Schischule allein füh rt, insbesondere die A ufgaben 
des V orstandes nach § 7 des Entw urfes.

Die V oraussetzung der Schiführer- bzw. Bergführer
ausbildung für den Leiter der Schischule w ird bei­

behalten (vgl. § 5 Abs. 3 des geltenden Schischulenge­
setzes). Dies ist im Hinblick au f die zunehm ende Be­
deutung des Schiunterrichtes in hochalpinen Berei­
chen und abseits gesicherter P isten gerechtfertigt. Z ur 
A usnahm e für L anglaufschulen ist auch a u f § 10 Abs. 
8 letzter Satz des Entw urfes hinzuweisen, w onach 
Schischulen keine Schitouren führen dürfen , wenn ihr 
Leiter nicht Schi- bzw. B ergführer ist.

A u f die M öglichkeit der Ü bertragung von A ufga­
ben an den A usschuß nach § 9 A bs. 2 letzter Satz des 
E ntw urfes w ird hingew iesen.

U nter der Bestellung im Sinne des A bs. 6 ist so­
wohl die durch den V orstand (Abs. 1) als auch die 
durch die Landesregierung (Abs. 4) erfolgte zu verste­
hen. A uf die im § 27 Abs. 2 des Entw urfes vorgesehene 
A ltersbegrenzung wird hingewiesen.

D er § 39 Abs. 4 des Entw urfes enthält eine Ü ber­
gangsbestim m ung für Leiter, die nach dem geltenden 
Schischulengesetz bestellt sind.

Zu §  9:

Die Betriebsordnung der Schischule ist vom  V or­
stand zu erlassen (§ 7 Abs. 2 lit. a). Der Betrieb der 
Schischule d a rf u. a. erst nach ihrer G enehm igung 
durch die Landesregierung aufgenom m en werden (§
10 Abs. 2 des Entw urfes). A u f die allgemeinen A us­
führungen zu § 4 des Entw urfes wird verwiesen.

A uf die A nhörungsrechte des Schilehrerverban­
des und der G emeinden bei der G enehm igung der Sat­
zung (§ 36 A bs. 1) sowie au f die Ü bergangsbestim ­
m ung des § 39 Abs. 5 fü r bestehende Schischulen wird 
hingewiesen.

M it den Abs. 3 und 4 werden der Landesregierung 
die erforderlichen A ufsichtsm ittel zur H in tanhaltung  
bzw. Beseitigung von M ißständen gegeben. Dessen

ungeachtet ist grundsätzlich der Schilehrerverband 
zur Ü berw achung des Schischulbetriebes und der 
L ehrkräfte  berechtigt (§ 31 des Entw urfes).

Zu § 10:

D er allgemeine G rundsatz des A bs. 1 fü r den Be­
trieb der Schischule sowie die weiteren Bestimm ungen 
dieses Parag raphen  richten sich sow ohl an die O rgane 
(vgl. insbes. die §§ 8 A bs. 5 lit b und  12 Abs. 1 zweiter 
Satz) als auch an die einzelnen L ehrkräfte  (vgl. § 12 
Abs. 1) der Schischule. Zum  Interesse des Skisports 
gehört insbesondere auch der G esichtspunkt der Si­
cherheit.

D urch den A bs. 3 soll sichergestellt w erden, daß 
die Schüler nach einheitlichen und bew ährten U n ter­
richtsplänen und  -m ethoden unterrich tet w erden. N e­
ben der V erm ittlung des schitechnischen K önnens sol­
len die Schischulen ihre Schüler aber auch in die Lage 
versetzen, G efahren, die ihnen bei der A usübung des 
Schisportes zw angsläufig begegnen, richtig einzu­
schätzen und  sich dem entsprechend zu verhalten.

N ach anerkannten  E rfahrungen  soll eine entspre­
chend dem schiläuferischen K önnen eingeteilte G rup ­
pe nicht m ehr als 12 Personen um fassen (Abs. 4). D ie­
se Z ahl d a rf  nu r ausnahm sw eise und nur kurzfristig  
überschritten  werden (z. B. am  E inführungstag  oder 
im  Falle einer unvorhergesehenen E rk rankung  von 
L ehrkräften). V ergleichbare B eschränkungen der 
G ruppengröße au f 12 Personen enthalten  auch die 
Schischulgesetze von Salzburg und  T irol.

D er A usw ahl des Schigeländes (Abs. 5) kom m t 
besondere B edeutung un ter dem  G esichtspunkt der Si­
cherheit zu. Sie erfolgt grundsätzlich unter der Ver­
antw ortung  der einzelnen L ehrkräfte , ist aber auch 
G egenstand der L eitungsfunktion des Schischullei­
ters. W eitergehende allgemeine A nordnungen können 
vom  V orstand in der B etriebsordnung getroffen  w er­
den. Die Form ulierung des E ntw urfes trägt dem U m ­
stand R echnung, daß in diesem Z usam m enhang der 
E rfah rung  der L ehrkräfte , insbesondere ihren O rts­
kenntnissen, eine m indestens ebenso große Bedeutung 
zukom m en kann  wie ihrer A usbildung. Für H ilfsk rä f­
te enthält bereits der § 11 A bs. 3 eine geländem äßige 
B eschränkung au f Schipisten und Schirouten sowie 
Loipen.

G rundsätzlich soll der Schiunterricht einer Schi­
schule in ihrem  eigenen Schischulgebiet (Abs. 6, vgl. 
auch die §§ 4 A bs. 3 und 39 A bs. 2 des Entw urfes) er­
folgen. D as Schischulgebiet einer anderen Schischule 
d a rf  aber im  R ahm en des gelegentlichen A usflugsver­
kehrs (Abs. 7) und  im  R ahm en von Schitouren (Abs. 
8) aufgesucht w erden. D arüber hinaus d a rf  ein ande­
res Schischulgebiet zur U nterrichtserteilung nur au f­
gesucht w erden, wenn ein entsprechendes E inverneh­
men m it der Schischule dieses Schischulgebietes be­
steht. K om m t keine E inigung zwischen des betro ffe­
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nen Schischulen zustande, sprechen aber die In teres­
sen des Frem denverkehrs und eines geordneten Schi- 
schulbetriebes im Sinne einer bestm öglichen A usnü t­
zung der zum  Schifahren geeigneten G rundflächen 
dafü r, kann schließlich die Landesregierung au f A n­
trag die U nterrichtserteilung in einem anderen Schi­
schulgebiet zulassen. In einem solchen Bescheid der 
Landesregierung werden nähere Regelungen insbe­
sondere über zeitliche und gruppenm äßige B eschrän­
kungen, die Festlegung von T reffpunk ten  u. dgl. zu 
treffen  sei. A u f die A nhörungsrechte nach § 36 des 
Entw urfes wird hingewiesen.

Die Berechtigung zur Führung von Schitouren im 
Rahm en von Schischulen nach A bs. 8 (vgl. auch § 1 
A bs. 2 lit c des B ergführergesetzes) gilt nu r für Schi­
schulen, deren Leiter Schi- oder B ergführer ist (vgl. § 8 
A bs. 3). D arüber hinaus m uß auch die Skitour selbst 
von einem Schi- oder B ergführer geführt w erden (§ 11 
A bs. 1).. Die zeitliche Beschränkung erfolgt, weil bei 
Schischulen das U nterrichtselem ent im V ordergrund 
steht und eine überm äßige K onkurrenzierung der 
Bergführer verm ieden werden soll. Der vorabendliche 
A nstieg zu einer B erghütte, au f der fü r die Schitour 
übernachtet werden m uß, soll aber nicht in die D auer 
der Schitour eingerechnet werden und daher zulässig 
sein.

Zu §11:

Zum  Abs. 1 w ird au f die §§ 27 und 28 sowie die 
diesbezüglichen Erläuterungen hingewiesen.

Es liegt im Interesse des Rufes der einzelnen Schi­
schule und des Schischulwesens insgesam t, daß m ög­
lichst viele der am  besten qualifizierten L ehrkräfte  be­
schäftigt werden (Abs. 2).

Der Verwendung von L anglauflehrern fü r die U n­
terrichtserteilung im nordischen Schilauf soll der V or­
rang eingeräum t w erden, weil nu r sie eine besonders 
intensive A usbildung im nordischen Schilauf haben 
und eine diesbezügliche P rü fung  ablegen. Soweit einer 
Schischule aber im Einzelfall keine oder nicht genug 
Langlauflehrer zur V erfügung stehen, dürfen  auch 
D iplom schilehrer und Schilehrer U nterricht im nord i­
schen Schilauf erteilen. Dies erscheint gerechtfertigt, 
weil der nordische Schilauf auch im A usbildungspro­
gram m  dieser L ehrkräfte  aufscheint.

G rundsätzlich soll der S chü le r einen A nspruch 
d a rau f haben, von einer geprüften  L ehrk raft un te r­
richtet zu werden. U ngeprüfte A ushilfskräfte sollen 
daher nur ausnahm sw eise U nterricht erteilen dürfen: 
Zum  einen insgesam t (gleichgültig, ob an einer oder 
m ehreren Schischulen und ob als V orbereitung a u f die 
Schi- oder die L anglauflehrerprüfung) zwei W inter 
lang, wenn sie sich au f die A blegung der Schi- oder 
L anglauflehrerprüfung vor bereiten; zum anderen 
kurzfristig (etwa w ährend der Schulferien), wenn an ­
dere geprüfte L ehrkräfte  nicht herangezogen werden

können. Neu ist, daß alle H ilfskräfte  den erfolgrei­
chen Besuch eines Kurses nach weisen m üssen, in dem 
die erforderlichen Kenntnisse in Schitechnik, E rster 
H ilfe und  Sicherheit verm ittelt werden. A us Sicher­
heitsgründen dürfen  sie wegen ihrer geringeren A us­
bildung nur au f m arkierten  und vor alpinen G efahren 
gesicherten Ü bungsgebieten (Schipisten, Skirouten 
und  Loipen) eingesetzt werden. D er Kurs d a rf  jeweils 
nicht länger als vier Jah re  zurückliegen.

A uch die H ilfskräfte  nach A bs. 3 sind L ehrkräfte 
im Sinne des Entw urfes (vgl. insbesondere die §§ 11 
und 12).

A u f die Ü bergangsbestim m ung des § 39 Abs. 7 
und 8 w ird hingewiesen.

Zu § 12:

Die V erantw ortung der L ehrk räfte  bei der Beach­
tung von Sperren und sonstigen der Sicherheit dienen­
den A nordnungen  w ird besonders hervorgehoben, 
weil dem  V erhalten der L ehrk räfte  V orbildw irkung 
für die Schüler und die anderen Schifahrer zukom m t.

Die V erpflichtung zur H ilfeleistung nach A bs. 3 
geht insoweit über die allgemeine H ilfeleistungspflicht 
des § 2 des Rettungsgesetzes, L G B l. N r. 46/1979, h in ­
aus, als nach A bs. 3 des Entw urfes nicht nur bei Le­
bensgefahr oder beträchtlicher G efahr für die G e­
sundheit des anderen zu helfen ist. Im  übrigen gilt aber 
auch der § 2 des Rettungsgesetzes für die L ehrkräfte  
von Schischulen. Die L ehrkräfte  sind daher auch zur 
zum utbaren  H ilfeleistung bzw. zur V erständigung an ­
derer Stellen im  R ahm en des § 2 des Rettungsgesetzes 
verpflichtet, ohne daß ein Z usam m enhang m it dem 
Schischulbetrieb vorliegen m uß.

Die L ehrkräfte  sollen k ra ft ihrer A u to ritä t und 
Sachkenntnis (vgl. auch die §§ 19 ff  des E ntw urfes) 
durch vorbildliches V erhalten und durch E rm ahnun­
gen U nrecht und U nfug ihrer S ch ü le r  verhindern 
(Abs. 4).

Die nach A bs. 5 bei der F ührung von Schitouren 
geltenden Bestim m ungen des B ergführergesetzes be­
treffen  die V orbereitung und die D urchführung  der 
Skitour sowie P flichten  zur A uskunftserteilung und 
zur M eldung w ahrgenom m ener gefährlicher M ängel.

Zu § 13:

Der A bschluß einer B erufshaftpflichtversiche­
rung erscheint fü r den Fall von Schadenersatzansprü­
chen im Interesse des G eschädigten und des Schädi­
gers unerläßlich.

N ach dem derzeit geltenden P räm ien-T arif fü r die 
A llgem eine H aftpflichtversicherung beträg t die M in­
destversicherungssum m e 5 M illionen Schilling.

Zu § 14:

A ufgrund  der besonderen V erhältnisse im Z u­
sam m enhang m it dem L anglauf (z. B. M öglichkeit ei­
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nes U nterrichtes auch in Tallagen, wo au fgrund  unsi­
cherer Schneelage die dauernde E inrichtung einer 
Schischule nicht zweckmäßig ist), soll der U nterricht 
im nordischen Schilauf auch außerhalb  von Schischu­
len möglich sein. V oraussetzung ist allerdings, daß der 
U nterricht nicht im Bereich des Schischulgebietes ei­
ner Schischule erfolgt, welche einen U nterrich t im 
nordischen Schilauf durch Langlauflehrer du rch ­
führt. E in U nterricht der Schischule durch andere 
L ehrkräfte  als L anglauflehrer ist in diesem Z usam ­
m enhangunerheblich .

Die Bestimm ung setzt zusam m en m it anderen Re­
gelungen des E ntw urfes (vgl. insbes. die §§ 17 und 22) 
den derzeit m aßgeblichen § 7 des Sportgesetzes, L G B l. 
N r. 15/1972, fü r den Bereich des L anglaufunterrich­
tes außer K raft. A u f die Ü bergangsbestim m ung des § 
39 Abs. 9 wird hingewiesen.

Zu den §§ 15 und 16:

Bei der Zulassung des Schiunterrichtes im R ah­
men von geschlossenen G ruppen außerhalb  der Schi­
schulen sind neben anderen öffentlichen Interessen 
vor allem Interessen des Schischulwesens und des 
Frem denverkehrs berührt.

Die im § 15 Abs. 1 lit. a und b näher eingeschränk­
ten Schikurse ausländischer Schulen und Jugendorga­
nisationen sollen grundsätzlich m öglich sein. N eben 
dem allgemeinen G esichtspunkt der Jugendförderung  
kann nicht übersehen w erden, daß ein A usweichen 
dieses Jugendtourism us in andere B undesländer bzw. 
in das A usland un ter anderem  zur Folge hätte , daß 
diese Personen auch in der Z ukun ft als erwachsene 
G äste dem L and weitgehend verloren gingen. A llfälli­
ge B eeinträchtigungen des Schischulwesens durch sol­
che G ruppen können im  R ahm en des Bewilligungsver­
fahrens nach § 16 weitgehend verm ieden w erden. D er 
§ 1 6  Abs. 2 lit. d des Entw urfes gilt n icht, weil eine 
überm äßige finanzielle Belastung der Schulen bzw. 
Jugendorganisationen verm ieden werden soll. Eine 
bescheidm äßige V erpflichtung zur H eranziehung von 
L ehrkräften  der örtlichen Schischule w ird sich in die­
sen Fällen lediglich au f § 16 Abs. 2 lit. c stützen kön ­
nen.

H insichtlich der Vereine, zu deren satzungsm äßi­
gem Zweck die körperliche E rtüchtigung ihrer M it­
glieder zählt (§ 15 A bs. 1 lit c des Entw urfes), geht der 
E ntw urf davon aus, daß es einzelne frem denverkehrs­
mäßig hoch entwickelte O rte gibt, in denen derartige 
Schikurse grundsätzlich eine Belastung für den ö rtli­
chen Frem denverkehr darstellen. In diesen Fällen 
kann die Landesregierung au f A ntrag  der betroffenen 
Gem einden durch V erordnung bestim m en, daß die 
M öglichkeit des Schiunterrichtes für diese G ruppen 
nicht besteht (vgl. § 15 Abs. 2 in V erbindung m it § 3 
A bs. 1 des Entw urfes). In anderen O rten  wiederum  
wird grundsätzlich das Interesse an der A bhaltung von 
Skikursen solcher G ruppen überwiegen. In diesen F äl­

len w ird keine V erordnung nach § 15 A bs. 2 zu erlas­
sen sein. Für solche Kurse ist daher sechs W ochen vor 
ihrem  Beginn um  eine Bewilligung beim B ürgerm ei­
ster anzusuchen. Dieser hat von vornherein folgende 
M öglichkeiten einer Entscheidung:

1. E r ha t den Kurs ohne weiteres zu bewilligen, wenn 
sich aus dem A ntrag  ergibt, daß alle V orausset­
zungen nach § 16 A bs. 2 gegeben sind. Insbeson­
dere kann sich aus einer dem  A ntrag  zu entneh­
m enden Einigung des A ntragstellers m it der ö rtli­
chen Schischule über eine Einbeziehung ihrer 
L ehrkräfte  ergeben, daß die V oraussetzung nach 
Abs. 2 lit. d erfü llt ist.

2. W enn die gesetzlichen V oraussetzungen nach dem 
A ntrag  nicht erfü llt sind, sich aber un ter bestim m ­
ten Bedingungen oder A uflagen erfüllen ließen, 
sind in den Bewilligungsbescheid die entsprechen­
den V orschreibungen aufzunehm en. Beispielswei­
se kann vorgeschrieben w erden, daß bestim m te 
Schiflächen oder Sam m elplätze überhaup t oder 
zeitweise (z. B. an  W ochenenden oder zu Zeiten 
des jeweiligen Beginnes des Schischulbetriebes) zu 
meiden sind (§ 16 A bs. 2 lit. a und Abs. 3 zweiter 
Satz) oder daß L ehrkräfte  der örtlichen Schischule 
in die U nterrichtserteilung m iteinzubeziehen sind 
(§16 A bs. 2 lit. c und  d sowie A bs. 3 zweiter Satz).

3. W enn sich allfällige H indernisse im Sinne des § 16 
Abs. 2 auch durch A uflagen oder Bedingungen 
nicht beseitigen lassen, ist die Bewilligung zu ver­
sagen.

G egenüber der geltenden Rechtslage (§ 2 Abs. 1 
lit. b , c, e und f  des Schischulengesetzes) ergeben sich 
nach dem E n tw urf folgende Ä nderungen:

• Eine wesentliche E inschränkung zugunsten der 
Schischulen bringt der E n tw urf dadurch , daß der 
Schiunterricht im  R ahm en „geschlossener Gesell­
schaften des In- und  A uslandes“ nicht m ehr wie 
bisher (vgl. § 2 A bs. 1 lit. e und f des geltenden 
Schischulengesetzes) grundsätzlich zulässig sein 
w ird.

A) N ach dem geltenden Gesetz w ird unterschieden 
zwischeh

a) Schulen, wobei darun ter nur inländische zu 
verstehen sein dü rften  (§ 2 A bs. 1 lit. b),

b) inländischen oder ausländischen V ereinen, die 
sich satzungsgem äß m it der körperlichen E r­
tüchtigung befassen (§ 2 A bs. 1 lit. c),

c) geschlossenen G esellschaften des Auslandes 
(§2 A bs. 1 lit e) sowie

d) geschlossene G esellschaften des Inlandes (§ 2 
A bs. 1 lit. f).

B) Diese G ruppen w erden nach dem E ntw urf folgen­
derm aßen erfaßt:
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a) Inländische Schulen sind nach § 1 A bs. 3 lit. b 
vom  G eltungsbereich des Gesetzes ausgenom ­
m en, ausländische Schulen fallen un ter die Be­
w illigungspflicht nach § 15 A bs. 1 lit. a.

b) Inländische alpine Vereine und Schivereine des 
ÖSV fallen unter den § 1 A bs. 3 lit. d, in ländi­
sche Vereine m it satzungsm äßigem  V ereins­
zweck der körperlichen E rtüchtigung hinsicht­
lich des nordischen Schilaufs un ter den § 1 Abs.
3 lit. e.

c) inländische Jugendorganisationen werden vom 
§ 1 Abs. 2 lit c, ausländische Jugendorgan isa­
tionen vom  § 15 A bs. 1 lit. b erfaß t.

d) Für alle übrigen ausländischen und in ländi­
schen Vereine, zu deren satzungsm äßigem  
Zweck die körperliche E rtüchtigung ihrer M it­
glieder gehört, gilt der § 15 A bs. 1 lit. c.

e) Der Schiunterricht im  R ahm en sonstiger, von 
den lit. a bis d nicht erfaß ter geschlossener G e­
sellschaften des In- und A uslandes w ird nach 
dem  E ntw urf nicht m ehr zulässig sein.

• N ach dem E n tw urf wird die M öglichkeit eröffnet, 
in einzelnen Gem einden die D urchführung  be­
stim m ter Kurse von vornherein durch V erord­
nung auszuschließen, wenn dies im  Interesse des 
örtlichen Frem denverkehrs gelegen ist (§ 15 Abs. 
2).

• A n die Stelle der P flicht zur Anzeige des Schikur­
ses m it U ntersagungsm öglichkeit tr itt eine Bewilli­
gungspflicht. Die gesetzlichen V oraussetzungen 
für eine positive E ntscheidung werden erw eitert, 
die möglichen A uflagen und Bedingungen d a r­
über hinaus präzisiert.

•  Die Frist fü r die Anzeige bzw. den Bewilligungs­
an trag  wird von drei Tagen a u f sechs W ochen 
(m aterielle Frist, daher Zurückw eisung bei Ver­
spätung) erw eitert, um  der Behörde die D urchfüh­
rung eines geordneten Erm ittlungsverfahrens zu 
erm öglichen. Bisher w ar der Leiter der Schischule 
von einer Anzeige in K enntnis zu setzen, nach dem 
E n tw urf hat er ein A nhörungsrecht.

•  Die A nzeigepflicht nach dem geltenden Gesetz be­
steht nu r, wenn die K ursdauer länger als zwei Tage 
beträgt. N ach dem E n tw urf gibt es keine derartige 
E inschränkung der Bewilligungspflicht.

Zu § 17:

Die Lehrberechtigung nach dem E n tw urf ersetzt 
die Bewilligung zur E rteilung von U nterricht im Schilauf

 nach § 4 Abs. 1 lit. a des geltenden Schischulenge­
setzes. N ach dem E n tw urf gibt es nur jeweils eine 
Lehrberechtigung für den alpinen und  eine fü r den 
nordischen Schilauf. Diese L ehrberechtigung benö ti­
gen alle L ehrkräfte, die im § 2 lit. b bis e aufgezählt

sind. D iplom schilehrer und Schiführer müssen d a r­
über hinaus noch die entsprechenden P rüfungen  abge­
legt haben . A u f § 11 A bs. 1 zweiter Satz und  die dazu­
gehörigen E rläuterungen w ird hingewiesen.

Die L ehrberechtigung fü r Langlauflehrer ist neu. 
Die Bestim m ung setzt zusam m en m it anderen Rege­
lungen des Entw urfes (vgl. insbes. § 14) den derzeit 
m aßgeblichen § 7 des Sportgesetzes, L G B l. N r. 
15/1972, fü r den Bereich des Langlaufunterrichtes 
außer K raft. A u f die Ü bergangsbestim m ung des § 39 
A bs. 9 w ird hingewiesen.

Die L ehrberechtigung soll wie die vergleichbaren 
Bewilligungen nach dem  B ergführergesetz von der Be­
zirkshauptm annschaft ausgestellt werden. Die ö rtli­
che Zuständigkeit richtet sich nach § 3 lit. c des A llge­
meinen V erw altungsverfahrensgesetzes.

Die V erläßlichkeit im Sinne des A bs. 1 lit. b ist ge­
geben, wenn insbesondere a u f G rund  des bisherigen 
V erhaltens einer Person erw artet w erden kann , daß sie 
die B erufspflichten einer L ehrk raft erfüllen w ird. Die 
B ehörde w ird zur Beurteilung der V erläßlichkeit je ­
denfalls eine S trafregisterbescheinigung, die nicht äl­
ter als sechs M onate ist, benötigen. Z ur Beurteilung 
der körperlichen und geistigen Eignung w ird jeden­
falls ein Zeugnis des A m tsarztes vorzulegen sein. Im 
Zweifelsfall ha t die B ehörde noch weitere Erhebungen 
d u rchzuführen. D er Nachweis der fachlichen Befähi­
gung wird in den folgenden Bestim m ungen näher ge­
regelt.

Der V orarlberger Schilehrerverband ist vor E rtei­
lung der L ehrberechtigung gem äß § 36 des Entw urfes 
zu hören.

A u f den § 11 Abs. 1 des Entw urfes, der die ent­
sprechende V erpflichtung der Schischulen im Z usam ­
m enhang m it der V erwendung von L ehrkräften  en t­
hält, a u f die §§ 27 und 28 über das Ende bzw. das R u­
hen der L ehrberechtigung sowie a u f die Ü bergangsbe­
stim m ung des § 39 A bs. 6 des E ntw urfes wird 
hingewiesen.

Zu §18:

Diese Bestim m ung löst die Regelung des § 12 des 
geltenden Schischulengesetzes ab. Die do rt enthaltene 
V erpflichtung, das Schilehrerabzeichen zu tragen, soll 
entfallen (vgl. aber die §§ 12 A bs. 6 und 14 Abs. 3 des 
E ntw urfes).

D erzeit gilt die V erordnung über das L andesab­
zeichen fü r Skilehrer, LGB. N r. 43/1950.

Die Rückgabe bzw. die vorübergehende H interle­
gung soll vor allem eine m ißbräuchliche V erwendung 
der A bzeichen h in tanhalten . Die H interlegung dauert 
bis zum  W iederaufleben der L ehrberechtigung bzw. 
bis zur W iederaufnahm e einer U nterrichtstätigkeit in 
einer Schischule des Landes bzw. einer Tätigkeit nach 
§ 14 des E ntw urfes.
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A uf die S trafbestim m ung des § 38 Abs. 1 lit. k und 
1 des Entw urfes wird hingewiesen.

Zu den §§19 bis 24:

N ach § 17 Abs. 2 ist die fachliche Befähigung für 
die Lehrberechtigung durch die Ablegung der Schileh­
rerprüfung (§ 18) bzw. der L anglauflehrerprüfung (§ 
22) nachzuweisen. N ach § 17 A bs. 4 des E ntw urfes h a ­
ben überdies D iplom schilehrer die P rü fung  nach § 20, 
Schiführer die Prüfungen  nach den §§20 und 21 abzu­
legen.

Diese P rüfungen werden in den §§ 19 bis 22 näher 
geregelt. In den A bs. 1 dieser P arag raphen  werden je ­
weils das Prüfungsziel, in den Abs. 2 die P rüfungsge­
genstände und in den Abs. 3 die Zulassungsvorausset­
zungen geregelt. Der § 23 enthält die Regelungen, die 
für alle P rüfungen nach den §§ 19 bis 22 gemeinsam 
gelten. Die näheren Bestim m ungen über die P rü fu n ­
gen sind nach A nhörung des Schilehrerverbandes (§ 
36 Abs. 1 des Entw urfes) durch V erordnung der L an­
desregierung zu erlassen (§ 23 Abs. 3). Im  § 24 werden 
die A usbildungskurse geregelt, deren Besuch V oraus­
setzung für die Zulassung zur jeweiligen P rü fung  ist 
(vgl. z. B. § 19 A bs. 3 lit. b). Die näheren B estim m un­
gen für die Kurse sind w iederum  nach A nhörung des 
Schilehrerverbandes in einer V erordnung der Landes­
regierung zu treffen . Die D urchführung  der Kurse 
obliegt dem Schilehrerverband im  übertragenen W ir­
kungsbereich (§ 30 A bs. 1 lit b des E ntw urfes).

A uf § 25 Abs. 2 des E ntw urfes ist in diesem Z u­
sam m enhang hinzuweisen. D anach kann die Landes­
regierung bestim m en, daß P rüfungen  und A usbil­
dungskurse nicht durchgeführt werden m üssen, solan­
ge sie durch Prüfungen  und A usbildungen ersetzt wer­
den, die von der Landesregierung als gleichwertig 
anerkannt sind. A uf die E rläuterungen zu dieser Be­
stim m ung wird hingewiesen.

Zu §25:

Die praktische Bedeutung des A bs. 1 und 2 liegt 
vor allem darin , daß der Bund Schulen zur A usbil­
dung von Leibeserziehern und Sportlehrern eingerich­
tet hat, an denen auch Lehrgänge zur A usbildung von 
Schilehrern und Schiführern durchgeführt werden. 
Die Landesregierung w ird im A bs. 2 erm ächtigt, die 
A bschlußprüfungen dieser Lehrgänge, aber auch P rü ­
fungen bzw. A usbildungen nach dem  B ergführerge­
setz (vgl. die V erordnung über die B ergführerp rü ­
fung, LG B l. N r. 24/1983) bzw. nach den V orschriften 
anderer B undesländer als P rü fung  nach den §§ 19 bis 
22 des Entw urfes anzuerkennen.

W enn eine V erordnung nach A bs. 1 erlassen w ird, 
wird in der Regel e ine  Bestim m ung gem äß Abs. 2 
zweckmäßig sein, daß insoweit eigene P rüfungen  nach 
den §§ 19 bis 22 bzw. eigene A usbildungskurse nach § 
24 des Entw urfes in V orarlberg nicht durchgeführt 
werden müssen. Eine V erordnung nach den A bs. 1

und 2 wäre wieder aufzuheben, wenn eine V orausset­
zung für ihre E rlassung entfallen ist.

Der Schilehrerverband ist nach § 36 des Entw urfes 
vor der Erlassung von V erordnungen nach den A bs. 1 
und 2 sowie vor der Erlassung eines Bescheides nach 
den Abs. 3 und 4 zu hören.

Zu § 26:

D urch Fortb ildungskurse soll erreicht w erden, 
daß die fachlichen Kenntnisse und Fertigkeiten der 
L ehrkräfte  erhalten und entw ickelt werden. Die F o rt­
bildungskurse sind im H inblick au f die ständigen E n t­
w icklungen im Bereich des Schisportes von großer Be­
deutung.

A us besonders wichtigen G ründen kann die Be­
z irkshauptm annschaft au f A ntrag  die V erpflichtung 
zum Besuch eines Fortbildungskurses um  höchstens 
ein Jah r aufschieben.

A u f die Sanktion des § 28 des Entw urfes für den 
Fall, daß die F ortb ildungskurse nicht besucht werden, 
w ird hingewiesen.

Zu § 27:

Die Lehrberechtigung nach § 17 ist eine persönli­
che Berechtigung. Sie erlischt daher ohne weiteres mit 
dem T od ihres Inhabers.

Der Schiunterricht im R ahm en einer Schischule 
e rfordert eine hervorragende körperliche V erfassung 
und vollen E insatz. Der E n tw urf sieht daher eine A l­
tersbegrenzung m it der M öglichkeit von A usnahm e­
bewilligungen vor. Die V oraussetzung eines Mangels 
an L ehrkräften  (Abs. 2 letzter H albsatz) kom m t bei 
L anglauflehrern , die außerhalb  einer Schischule 
L anglaufunterrich t erteilen (§ 14 des E ntw urfes) nicht 
zum  Tragen.

N eben dem  Fehlen einer V oraussetzung nach 17 
A bs. 1 lit b sollen auch m ehrfache grobe Verstöße ge­
gen dieses Gesetz den W iderruf der Berechtigung zur 
Folge haben. V erstöße gegen des § 26 Abs. 1 sind kein 
W iderrufsgrund; sie bew irken nach § 28 des E n tw ur­
fes das R uhen der Berechtigung.

P ersonen, deren Lehrberechtigung geendet hat, 
sind nicht m ehr L ehrkräfte  im Sinne der Begriffsbe­
stim m ungen des § 2 lit. b bis e und dürfen  daher die 
T ätigkeit einer L ehrk raft nach § 2 lit. b bis e des E n t­
w urfes nicht m ehr ausüben (vgl. § 17 A bs. 4) bzw. 
nicht m ehr als solche in der Schischule verw endet wer­
den (vgl. § 11 A bs. 1). Eine allfällige Bewilligung nach 
§ 4 Abs. 1 zur Führung einer Schischule w äre nach § 6 
A bs. 3 lit. b des Entw urfes zu w iderrufen.

A u f § 18 A bs. 2 zweiter Satz (R ückgabe des A bzei­
chens) w ird hingewiesen.

Zu § 28:
W enn ein B erechtigungsinhaber den vorgeschrie- 

benen Fortb ildungskurs nicht besucht ha t, ruh t seine 
L ehrberechtigung bis zum  späteren Besuch eines sol­
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chen Kurses. Der zweite Satz ist im H inblick au f die 
M öglichkeit erforderlich, daß ein D iplom schilehrer 
und Schiführer zwar den vorgeschriebenen F ortb il­
dungskurs für D iplom schilehrer, nicht aber den für 
Schiführer besucht.

Der vorletzte A bsatz der E rläuterungen zu § 27 
des Entw urfes gilt sinngem äß. Die M itgliedschaft im 
Schilehrerverband w ird durch das R uhen der Lehrbe­
rechtigung nicht unm itte lbar berührt (vgl. § 29 A bs. 2 
des Entw urfes).

A u f den § 18 Abs. 2 d ritter Satz (H interlegung des 
Abzeichens) wird hingewiesen.

Zu §29:

Der Vorarlberger Schilehrerverband löst den bishe­
rigen Pflichtverband der Schilehrer im Lande V orarl­
berg (§ 14 des geltenden Schischulengesetzes) ab. A uf 
die Übergangsbestimmung des § 39 Abs. 10 des E ntw ur­
fes wird hingewiesen. Vergleichbare Verbände, die als 
Körperschaften öffentlichen Rechts eingerichtet sind, 
gibt es nach dem Bergführergesetz und nach den Schi­
schulgesetzen anderer Länder. Der verantwortungsvol­
len Berufsgruppe der Schilehrkräfte sollen im Sinne ei­
ner möglichst einfachen und unbürokratischen Lösung 
Aufgaben übertragen werden, die sonst von der staatli­
chen Verwaltung wahrzunehmen wären. Als K örper­
schaft öffentlichen Rechts hat der Schilehrerverband 
Rechtspersönlichkeit.

O rdentliche M itglieder des Schilehrerverbandes 
sind die Personen, die eine L ehrberechtigung nach 
§ 17 haben und diese im R ahm en einer V orarlberger 
Schule oder im R ahm en einer Tätigkeit nach § 14 des 
Entw urfes ausüben. Das R uhen der Lehrberechtigung 
(§ 28) berührt die M itgliedschaft nicht unm ittelbar.

Neben der M itgliedschaft k ra ft Gesetzes nach 
A bs. 2 sieht der E n tw urf die freiwillige M itgliedschaft 
(Abs. 3) und die Ehrenm itgliedschaft (Abs. 4) vor.

Zu §30:

Im  A uftrag  und nach den W eisungen der L andes­
regierung (somit im übertragenen W irkungsbereich) 
hat der Schilehrerverband verschiedene A usbildungs­
und Fortbildungskurse durchzuführen sowie den Be­
trieb der Schischulen, die B erufstätigkeit der L ehr­
kräfte und die E inhaltung der V ersicherungspflicht 
nach § 13 zu überw achen.

Im eigenen W irkungsbereich werden dem Schileh­
rerverband A ufgaben übertragen, die im überw iegen­
den Interesse seiner M itglieder liegen. In  den A ufga­
ben nach A bs. 2 lit. h bis k kom m t auch der Beitrag des 
Schilehrerverbandes im Z usam m enhang m it der F ö r­
derung des Frem denverkehrs zum  A usd ruck .

Zu §31:
Der Schilehrerverband soll zur Ü berw achung des 

Betriebes der Schischulen sowie der B erufstätigkeit 
der L ehrkräfte herangezogen w erden, weil er eher von 
M ängeln Kenntnis erhält als die staatlichen Behörden 
und weil er au f einfachere A rt die Beseitigung solcher-

M ängel bew irken kann . Die H eranziehung des Schi­
lehrerverbandes hat aber keinen E influß a u f die Rech­
te und  P flichten  der B ehörde zur A ufdeckung und 
V erfolgung von Ü bertretungen.

A u f die besonderen A ufsichtsbestim m ungen des 
§ 9 des Entw urfes wird hingewiesen.

Zu §32:

Im  A bs. 1 werden die O rgane des Schilehrerver­
bandes festgelegt. Die V ollversam m lung ist das höch­
ste O rgan des Schilehrerverbandes. E in D isziplinar­
ausschuß (vgl. § 14 A bs. 4 bis 9 des geltenden Schi­
schulengesetzes) ist nicht m ehr vorgesehen.

M it A usnahm e des O bm annes w erden die A us­
schußm itglieder in drei K urien gew ählt, und  zwar 
m indestens die H älfte  von den Schilehrern m it erwei­
terter A usbildung und m indestens je eines von den 
Schilehrern und den L anglauflehrern . Der A usschuß 
ist aber ein einheitliches O rgan, an dessen B eratungen 
sich stets alle M itglieder beteiligen können, selbst 
wenn in der Satzung eine Regelung gem äß § 34 A bs. 3 
des E ntw urfes getroffen  wird.

Zu §33:

Die A ufgaben des übertragenen W irkungsberei­
ches ergeben sich aus § 30 A bs. 1 des Entw urfes. G e­
gen Bescheide des O bm annes ist die Berufung an die 
B ezirkshauptm annschaft zulässig. Bei P flichtverlet­
zungen kann die Landesregierung ersatzweise die er­
forderlichen M aßnahm en treffen  und den O bm ann 
vom  A m t entheben.

Zu §34:

Die Satzung ist nach ihrer Rechtsform eine Verord­
nung. Sie m uß den Grundsätzen des Abs. 1 und den an­
deren Bestimmungen dieses Gesetzes entsprechen. Ihre 
Erlassung und Änderung kann von der Vollversamm­
lung nur mit Zweidrittelmehrheit beschlossen werden 
(Abs. 4). D a sie die Grundlage für eine demokratische 
und zweckmäßige G eschäftsführung darstellt, ist nach 
§ 35 Abs. 3 eine Genehmigung erforderlich.

Zu §35:

Die S taatsaufsicht ist das M ittel der staatlichen 
E influßnahm e a u f die Selbstverw altung hinsichtlich 
der im eigenen W irkungsbereich zu besorgenden A u f­
gaben (vgl. § 30 A bs. 2 des Entw urfes). Die S taa tsau f­
sicht m uß nach der Rechtssprechung des V erfassungs­
gerichtshofes (V fG H . E rk . Slg. N r. 8215/1977) bei 
der E inrichtung von Selbstverw altungskörpern vorge­
sehen werden.

Im  A bs. 1 w ird die L andesregierung als A ufsichts­
behörde eingesetzt und werden die Ziele der A ufsicht 
bestim m t.

Die A ufsichtsm ittel sind in den Abs. 2 und 3 gere­
gelt. Beschlüsse über die Erlassung oder die Ä nderung 
der Satzung werden erst m it erteilter G enehm igung 
rechts w irksam . Sie können vorher gegenüber D ritten 
keine Rechtsw irkungen entfalten .
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Im  Abs. 4 w ird die Landesregierung erm ächtigt, 
ihre A ufsichtsbefugnisse an die B ezirkshauptm ann­
schaft zu delegieren.

Zu §36:
D urch den A bsatz 1 werden die staatlichen B ehör­

den verpflichtet, vor Erlassung von näher angeführten  
V erw altungsakten dem Schilehrerverband und in ein­
zelnen Fällen auch den berührten  G em einden und 
Schischulen Gelegenheit zur Stellungnahm e zu geben. 
A u f diese allgemeine Regelung ist bereits weiter oben 
im Z usam m enhang m it verschiedenen Bestim m ungen 
hingewiesen w orden. In aufsichtsbehördlichen V er­
fahren  nach dem 5. A bschnitt h a t der Schilehrerver- 
band  ohnehin Parteistellung, also über den Abs. 1 h in­
ausgehende Rechte. Die A nhörungsrechte in V erfah­
ren nach dem 3. A bschnitt sind im § 16 A b s. 4 geregelt.

Zu §37:
Nach A rt. 118 A bs. 2 zweiter Satz des Bundes- 

Verfassungsgesetzes haben die Gesetze A ngelegenhei­
ten des eigenen W irkungsbereiches der G em einde aus­
drücklich als solche zu bezeichnen.

Der § 15 A bs. 2 enthält das Recht zur A ntragstel­
lung au f E rlassung einer V erordnung über die A us­
nahm e eines Schischulgebietes von der G eltung des 
§ 15 Abs. 1 lit. c. I n  d e n  §§ 16 Abs. 4 und  36 A bs. 1 sind 
A nhörungsrechte der G em einde geregelt. Die E rtei­
lung der Bewilligung nach § 15 des E ntw urfes obliegt 
dem Bürgerm eister im übertragenen W irkungsbereich 
der Gemeinde.

Zu §38:
Eine Ü bertretung nach der lit. a begeht, wer 

außerhalb  einer Schischule entgeltlichen Schiunter­
richt erteilt, ohne daß die V oraussetzungen nach § 14 
oder eine Bewilligung nach § 15 vorliegt. A uch die 
N ichtbeachtung von Bedingungen oder A uflagen ei­
nes Bescheides nach § 15 w ird erfaß t.

Im  Interesse einer w irksam en H in tanhaltung  u n ­
erlaubter Schilehrertätigkeit und  im dam it zusam m en­
hängenden Interesse des Frem denverkehrs und der Si­
cherheit soll bereits das A nw erben von Schülern unzu­
lässig sein (lit. b).

Die Buchstaben d und e betreffen  den A usflugs­
verkehr von Schischulen anderer B undesländer und 
unm ittelbar angrenzender ausländischer Schischulen. 
V erantw ortlich soll nach den lit. d und e die einzelne 
L ehrkraft sein, die den Schiunterricht im Lande teilt.

Zu lit. g ist zu bem erken, daß die lit. a, c und e im 
§ 8 Abs. 5 überwiegend den C harak te r von Bestim­
m ungen haben, welche die Z uständigkeit des Leiters 
gegenüber anderen O rganen der Schischule abgren­
zen. W enn der Leiter diese Zuständigkeiten aber nicht 
w ahrnim m t, kann dies ein W iderrufsgrund nach § 8 
Abs. 6 lit. b des E ntw urfes sein.

Eine Ü bertretung nach lit. k begeht beispielsweise 
auch ein Schilehrer, der sich als Schiführer betätig t 
bzw. ausgibt, oder eine L ehrk raft, die ein A bzeichen 
nach § 18 Abs. 2 träg t, obw ohl ihre Lehrberechtigung-

geendet ha t oder ruh t. A u f § 11 A bs. 1 zweiter Satz 
und die dazugehörigen E rläuterungen w ird hingewie­
sen.

Im  A bs. 4 en thält nur die lit. b — und  zwar in 
Ü bereinstim m ung m it § 1 A bs. 4 — eine A usdehnung 
des A nw endungsbereiches (G ebotsbereiches) über die 
G renzen des Landes h inaus. Die lit. a  bringt nu r eine 
K larstellung im gleichen Sinn wie der § 2 A bs. 2 des 
V erw altungsstrafgesetzes und der § 67 A bs. 2 des 
S trafgesetzbuches.

A n dieser Stelle w ird festgehalten, daß der zur Be­
gutachtung versendete E n tw urf in seinem § 38 eine 
M itw irkung der Bundesgendarm erie bei der Vollzie­
hung der lit. a und  f  vorgesehen hatte . Diese Bestim ­
m ung m ußte aber entfallen , weil die vorgesehene M it­
w irkung in der Stellungnahm e der B undesregierung 
abgelehnt w urde. E iner analogen Regelung im V orarl­
berger B ergführergesetz sei lediglich ausnahm sw eise 
zugestim m t w orden und  dieser U m stand könne kei­
nesfalls als B egründung für eine weitere Z ustim m ung 
anerkann t w erden; „dies um so weniger, als die U n ter­
weisung durch einen fachlich unqualifizierten Lehrer 
beim  K lettern in der Regel m it ungleich größeren G e­
fahren verbunden ist als beim S chifahren“ .

Zu §  39:

Die Regelungen diese Paragraphen  sollen einen 
reibungslosen Ü bergang zur neuen Rechtslage erm ög­
lichen.

Die Erlassung einer V erordnung über das Schi­
schulgebiet einer bestehenden Schischule w ird nach 
A bs. 2 nu r zur Beseitigung von U nklarheiten  oder 
Streitigkeiten erforderlich  sein.

D er A bs. 3 n im m t d a rau f R ücksicht, daß es der­
zeit noch keine Kurse nach § 6 A bs. 2 bzw. noch keine 
Langlauflehrer gibt.

A uch für die k ra ft Gesetzes angenom m enen Lehr- 
berechtigungen (A bs. 6) gelten die Bestimm ungen 
über das E nde bzw. das R uhen der Lehrberechtigung 
(§§27 und  28).

D ie A bs. 7 und  8 berücksichtigen, daß die N eure­
gelungen über die V erwendung von H ilfskräften  in 
der Ü bergangszeit eine besonders große A nzahl von 
P rüfungsw erbern  bzw. K ursteilnehm ern zur Folge h a ­
ben w erden. Bis zum  A b lau f der Ü bergangsfrist w ird 
sich der Leiter der Schischule durch eine inform ative 
B efragung und eine praktische Ü berprüfung  davon zu 
überzeugen haben , ob die A ush ilfskraft die erfo rderli­
chen Kenntnisse besitzt. Ü ber die D urchführung  der 
inform ativen Befragung und  der p raktischen Überp

rüfung  w ird ein P ro toko ll anzufertigen sein.
Die im A bs. 9 genannten Personen dürfen  som it 

im Ü bergangszeitraum  L anglaufunterrich t erteilen, 
auch wenn die V oraussetzungen nach § 14 nicht vorlie­
gen.

Die gegenwärtige Funktionsperiode der O rgane 
des P flichtverbandes der Schilehrer im Lande V orarl­
berg (A bs. 10) läu ft im H erbst 1984 ab.
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